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Die Eigentumsverhiltnisse an der katholischen Pfarrkirche in Nuolen

Exemplarische Fallstudie zur Frage des Eigentums am Kirchenvermégen
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" Zumeist blieb die Suche nach der richtigen Antwort trotz umfangrei-

cher «Auswahlsendungen» — vom Heiligen Stuhl iiber den Papst, das
Bistum, den Bischof, die Pfarrei, den Pfarrer, die Kirchgemeinde bis
hin zur Fabrica und zum Benefizium - erfolglos; vgl. dazu die
Erinnerungen des chemaligen Freiburger Zivilrechtsprofessors und
vormaligen Studenten Iscles, Bernhard Schnyder, in seiner
Abschiedsvorlesung im Sommersemester 1997 (Bernhard Schnyder,
Ach Gortt, ich bin nicht mehr Dozent. Abschiedsvorlesung, gehalten
am 12. Juni 1997, Freiburg 1997 [Freiburger Universititsreden, Neue
Folge Nr. 55], 11).

2 Isele, Pfarrkirchen, 134.
3 Isele, Pfarrkirchen, 134.

Vorwort

Der Beitrag von Iwan Képpel ist im vergangenen Februar
als Seminararbeit an der Rechtswissenschaftlichen Fakultit
der Universitit Freiburg i. Ue. (Institut fiir Staatskirchen-
recht) eingereicht und von Prof. Dr. René Pahud de Mor-
tanges angenommen worden. Wir nehmen diese Arbeit
gerne in den «Mitteilungen» auf, denn sie behandelt in
exemplarischer Weise die Frage des Eigentums am Kir-
chenvermégen. Der Autor begriindet das Eigentumsrecht
der Pfarrkirchenstiftung gut und einleuchtend. Die Frage
nach dem Rechtstriger des Kirchenvermégens ist von
grundlegender Bedeutung fiir das Verhiltnis von Kirche
und Sraat. Insofern ist sie gerade im Kanton Schwyz im
Zusammenhang mit der Neuordnung des Staatskirchen-
rechts durch die Verfassungsrevision im Jahr 1992 von
aktuellem Interesse. Die Redaktion

Einleitung

«Wem gehort die Kirche?» — Diese allgemeine, aufs erste
beinahe banal wirkende Frage, mit welcher der chemalige
Freiburger Klrchenrechtsprofessor Eugen Isele manche
Studentinnen und Studenten in Verlegenheit brachte,’ war
lange Zeit eine hochst umstrittene Frage des Kirchen- und
Staatskirchenrechts. [seles Antwort darauf ist zwingend und
glasklar: «Dafiir gibt es nur eine allgemeine Antwort: dem
Eigentiimer.»* Ebenso zwingend die Weiterfihrung der
Deduktion: «Eigentiimer ist derjenige, der einen
Eigentumstitel auf die Kirche nachzuweisen hat.»®

Die Frage nach dem Elgentumssubjekt einer katholi-
schen Pfarrkirche und somit — analog zur Deduktion Zseles
— jene nach dem Rechtstitel, der dem Eigentumsrecht zu-
grunde liegt, bildet den Gegenstand dieser Untersuchung.
Die Frage nach den Rechtstrigern des Kirchenguts ist in
zahlreichen Situationen von Bedeutung, so etwa bei einer
Ausscheidung von politischer Gemeinde und Kirchgemein-
de, bei der Aufnahme von Anleihen fiir kirchliche Zwecke,
bei Uberschuldung einer kirchlichen Stiftung oder beim
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Abfall eines Teils der Kirchgenossen.* In neuester Zeit ge-
wann die Frage gerade im Kanton Schwyz — im Zusammen-
hang mit der Neuordnung des Staatskirchenrechts durch
die Verfassungsrevision 1992° — zusitzlich an Aktualitit.

Die spezifische Literatur zu dieser Eigentumsfrage ist
jedoch vorwiegend dlteren Datums; in der Schweiz war die
Frage vorab aktuell im Gefolge der gleichzeitig mit dem
Inkrafttreten des ZGB anfangs 1912 erfolgten Emfuhrung
des eidgendssischen Grundbuchs.® In der zweiten Hilfte
dieses Jahrhunderts stand die Frage — trotz der Revision des
kirchlichen Vermégensrechts mit dem neuen CIC 1983 —
nicht mehr im Mictelpunke des Interesses der
Kirchenrechts- und Staatskirchenrechtslehre.

Insgesamt sind die Eigentumsverhiltnisse am Kirchen-
gut in der Schweiz «sehr vielgestaltig und in der Praxis oft-
mals schwer durchschaubar».” In der vorliegenden Arbeit
sollen diese nun an einem Beispiel untersucht werden: der
katholischen Pfarrkirche des zur Gemeinde Wangen geho-
renden Dorfes Nuolen, einer Pfarrkirche, die zwar, vergli-
chen mit den anderen Pfarrkirchen im Kanton Schwyz,
frith mit eigener Rechtspersonlichkeit verselbstindigt wur-
de,® deren Patronat — bzw. dasjenige der zugehérigen Pfarr-
pfriinde — jedoch lange Zeit in den Hiinden des alten Lan-
des Schwyz lag und erst 1866 von dessen diesbeziirglicher
Rechtsnachfolgerin, der Ober- und Unterallmeindkorpo-
ration in Schwyz, an die Nuoler Kirchgenossen {iberging.”’

Bei dieser Untersuchung sind sowohl die beziiglichen
Normen des kirchlichen als auch des staatlichen Rechts zu
beriicksichtigen. Da das Staatskirchenrecht in der Schweiz
grundsitzlich in den Kompetenzbereich der Kantone
fille,' sind dies auf der Seite des staatlichen Rechts neben
den einschligigen Normen des Bundesrechts insbesondere
diejenigen der kantonalen Schwyzer Rechtsordnung,

Im ersten Teil der Untersuchung werden die grundsitz-
lichen Bestimmungen zum Eigentum an Kultusgebiuden
behandelt. Hier ist vorerst auf die Kriterien der
Zugehorigkeit zum Kirchengut im Sinn des Kirchenrechts,
die Diskussion der Frage des Eigentums am Kirchengut in
der Lehre und die einschligigen kanonischen Normen
einzugehen. Gemiss letzteren sind die Eigentumssubjekte
des Ortskirchenguts auf der Ebene der Ortskirche anzusie-
deln; entscheidend fiir die Bestimmung des Rechtstrigers
im konkreten Einzelfall ist der Eigentumstitel. Da als mog-
liche Trigerin einer Kirche vorab die zugehorige
Kirchenstiftung oder die Kirchgemeinde in Betracht
kommt, ist dabei die Abklirung des Stiftungscharakters
der Kirche entscheidend.

242

Letztlich ist fiir die Beantwortung der Eigentumsfrage
an Kultusgebiuden im konkreten Einzelfall immer der
Nachweis eines rechtmissigen Eigentumstitels bzw. des
Stiftungscharakters des einzelnen Objekts zu erbringen.
Der zweite Teil der Arbeit nimmt die entsprechende
Untersuchung fiir die Nuoler Pfarrkirche vor. Den Aus-
gangspunkt dafiir bildet der Grundbucheintrag der Klrche
auf den Namen der bezughchen Pfarrkirchenstiftung. "’
Dieser ist sodann anhand der im ersten Teil erarbeiteten
Grundlagen und Kriterien zu iiberpriifen. Um die Rich-
tigkeit des Grundbucheintrags belegen zu konnen, gilt es
insbesondere, den Stiftungscharakter der Pfarrkirche
nachzuweisen. Dies hat anhand ihrer historischen Ent-

* Vgl. Lampert, Gutachten, 295; Appert, 106f.
> Vgl. KV 1992; siche dazu Fn. 58.

¢ Gleichzeitig mit dem ZGB trat auf den 1. Januar 1912 auch die bun-
desritliche Verordnung tiber das neue eidgenéssische Grundbuch
(GBV) in Kraft. Die Einfiihrung desselben und die dazu nétige Berei-
nigung bereits bestchender kantonaler Einrichtungen dauern aller-
dings bis heute an; die damit zusammenhiingenden Fragen sind also
nach wie vor von Interesse und Bedeutung.

Kraus, 388. Auch heute noch ist wohl den meisten Kirchenmitglie-
dern und vielen Behérden — staatlichen wie kirchlichen — nicht klar,
wer Eigentiimer des katholischen Kirchenguts ist, wohl gerade auch,
weil «die juristische Konstruktion der Rechtspersonlichkeit bei dem
Subjekt des Kirchenguts [...] vielen Nicht-Juristen [...] Schwierig-
keit» bereitet (Lampert, Gutachten, 295). Zudem kommen allgemein
verschiedene mégliche Eigentumstriger in Betracht, so etwa die ver-
schiedenen kirchlichen Stiftungen, Kirchgemeinden oder Kantonal-
kirchen (vgl. Kraus, 388).

8 Vgl. dazu die betreffende Kurziibersicht bei: Reichlin, 74-80; siche
unten, Teil 11, Kapitel 2.

Stark verkiirzend dargestellt, wechselten die Patronatsrechte der meisten
Pfarrpfriinden im Kanton Schwyz, insbesondere diejenigen, die sich im
Mittelalter in den Hinden weltlicher Grund- und Lehensherren befun-
den hatten, in paralleler Abfolge — allerdings zeitlich verschoben — den
Eigentiimer: Vom urspriinglichen Eigentum der Grund- und Lehensher-
ren, in der Regel der 8sterreichischen Habsburger, gingen sie in jenes
des alten Landes Schwyz iiber, von diesem schliesslich in das der ortli-
chen Kirchgenossen. Nuolen war )ene Pfarrei (unter den von dieser
Entwicklung betroffenen Pfarreien), in der dieser Ubergang des Patro-
nats der zugehorigen Pfarrpfriinde von den Schwyzern an die Kirchge-
nossen mit Abstand am spitesten stattfand. Vgl. hierzu Schweizer, dort
insbesondere 64f., 79 £; siche unten, Teil 11, Kapitel 2.

Kraus, 15 vgl. Leisching, 505. Dies beruht v.a. auf dem cinschligigen
Verfassungsgrundsatz zur Kompetenzausscheidung in Art. 3 BV (vgl.
Carlen, 1100).

""" Vgl. Eidg. GB Wangen, BI. 360; siche unten, Teil 11, Kapitel 1.



wicklung, d.h. anhand der diesbeziiglich noch vorhande-
nen Quellen zu geschehen.

In diesem Zusammenhang danke ich Herrn Peter
Inderbitzin vom Staatsarchiv Schwyz fiir seine kompetente
und effiziente Hilfe bei der Beschaffung der Quellen zur
Geschichte der Nuoler Pfarrkirche. Ebenso bedanke ich
mich bei Pater Johann Meier, Pfarrer in Nuolen, fiir die
unkompliziert und rasch gewihrte Einsicht ins Pfarrarchiv
Nuolen. Schliesslich danke ich auch Herrn Kaspar Michel
fiir seine wertvollen Tips betreffend das Quellenmaterial

Siehe aCIC can. 1497 § 1: «Bona temporalia, sive corporalia, tum
immobilia tum mobilia, sive incorporalia, quae vel ad Ecclesiam uni-
versam et ad Apostolicam Sedem vel ad aliam in Ecclesia personam
moralem pertineant, sunt bona ecclesiastica.» Vgl. zum Begriff des
Kirchenvermégens unter dem Regime des aCIC auch: Oberholzer, 59;
Vasella, 3 ff,; Lenz, 4 1.

14 Vagl. CIC can. 1255 und 1257. Die durch den neuen Codex 1983 ein-
gefiihrten Neuerungen im kirchlichen Vermégensrecht haben daran
nichts geindert (vgl. zu diesen Neuerungen: Cavelti, Neues Vermo-
gensrecht; sowie unten, Fn. 26). Auch die Gliederung in Kirchenver-
mégen im Eigentum 6ffendlicher juristischer Personen (CIC can.
1257 § 1) und in solches im Eigentum privater juristischer Personen
(CIC can. 1257 § 2) ist im vorliegenden Zusammenhang nicht von
Belang, da die damit verbundenen kirchenrechtlichen Konsequenzen,
wie sie sich aus der Definition der beiden Kategorien kirchlicher juri-
stischer Personen in CIC can. 116 ergeben, die hier zu untersuchende
Frage nach dem Eigentumstriger nicht beriihren. Die im vorliegenden
Zusammenhang im Mittelpunke des Interesses stehenden kirchlichen
Stiftungen gehdren zu den éffentlichen juristischen Personen gemiss

CIC can. 116§ 1.

Vasella, 3 £, tibertrigt bei seiner Definition des Kirchenvermégens die
Argumentation Lamperts beziiglich der Kirchlichkeit juristischer
Personen (vgl. Lampert, Kirchliche Stiftungen, 28; siche dazu die fol-
genden Austihrungen zum Actribut der Kirchlichkeit bei Stifrungen)
auf den Begriff der Kirchlichkeit als Pridikat von Vermogenswerten.

Reichlin, 123, macht diese summarische — m.E. in derartiger Verallge-
meinerung mit Vorsicht zu geniessende — Feststellung mit ausdriick-
lichem Bezug auf die Definition des kirchlichen Vermogens ohne wei-
tere Anmerkungen und Belege schliche als «terminologische Vorbe-
merkungy, wohl in Analogie zu den Ausfithrungen der Lehre zum
Attribut der Kirchlichkeit bei Stifrungen (vgl. Lampert, Kirchliche
Stiftungen, 132; Vasella, 28; siche dazu die folgenden Ausfithrungen).

Siehe dazu unten, Teil II, Kapitel 1. Damit ist noch nicht gesagt, dass
diese Eintragung auch tatsichlich richtig ist; dies ist nachfolgend zu
priifen (ebenfalls unten, Teil II, Kapitel 2).

Vgl. Cavelti, Religionsgemeinschaften, 56f; Lampert, Kirchliche
Stiftungen, 28, 125-133; Vasella, 4, 28f; die folgenden zusammen-
fassenden Ausfithrungen stiitzen sich insbesondere auf ersteren, der
sich seinerseits auf Lampert und Vasella bezieht.

zur Geschichte der Nuoler Pfarrkirche sowie Herrn Paul
Weibel fiir die kritische Durchsicht und Frau Andrea Bru-
hin fiir die grammatikalisch-orthographische Korrektur
der Arbeit.

I. Allgemeiner Teil: Grundlagen

1. Ortskirchliche Eigentumstriger

1.1. Zugehorigkeit der Pfarrkirche zum
Ortskirchengut

Nach kirchlichem Recht ist das entscheidende Kriterium
fiir die Qualifikation eines Vermégenswerts als Kirchengut
die Kirchlichkeit des Eigentumstrigers, also die Tatsache,
dass sich das Vermégen im Eigentum einer kirchlichen
Rechtsperson befindet; nicht geeignet fiir die Bestimmung
der Zugehorigkeit zum Kirchengut ist hingegen die kirch-
liche Zweckbestimmung eines Vermogenswerts. Dies ent-
sprach der Legaldefinition des Kirchenvermégens gemiiss
dem alten kanonischen Recht von 1917, die ausdriicklich
auf die Kirchlichkeit der Eigentumstriger kirchlichen
Vermogens hinwies,'” und gilt ebenso unter dem heutigen
Codex von 1983."

Die Frage, ob die Kirchlichkeit des Eigentumstrigers
auch im staatlichen Recht alleiniges Kriterium fiir die
Zugehorigkeit eines Vermogenswerts zum Kirchengut ist,
wie dies etwa aus den Ausfithrungen von Vasella implizit zu
schliessen wire,'* oder ob der Staat — vom Kirchenrecht
abweichend — das Kirchenvermégen nicht anhand dieses
Kriteriums definiert, sondern darunter jene Vermégens-
werte versteht, die kirchlichen Zwecken gewidmet sind,
wie Reichlin behauptet,” ist im vorliegenden Zusammen-
hang nicht von Bedeutung: Auf Pfarrkirchenstiftungen —
auf den Namen einer solchen lautet die Eintragung des
hier zu behandelnden Objekts im Grundbuch'® — triffc das
Pridikat der Kirchlichkeit sowohl im kanonischen als auch
im staatlichen Recht unzweifelhaft zu, wie Lampert sowie,
in Anlehnung an ihn, Vasella und Cavelti festhalten."”

Das Kirchenrecht stellt zur Bestimmung des kirchlichen
Charakters einer juristischen Person auf die Kirchlichkeit
ihrer Entstehung ab: Entscheidend fiir das Attribut der
Kirchlichkeit einer Stiftung ist ihre Eingliederung in den
Kirchenorganismus als Teilorganisation desselben. Dies
galt schon im gemeinen kirchlichen Recht vor 1917 und
behielt seine Giiltigkeit tiber den Codex von 1917 und
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jenen von 1983 bis heute.'® Somit kann davon ausgegan-
gen werden, dass die hier in Frage stehenden Stiftungen,
im speziellen die Pfarrkirchenstiftung, kirchliche Rechts-
personen im Sinn der einschligigen kanonischen Bestim-
mungen darstellen."”

Auch das staatliche Recht kennt kirchliche juristische
Personen; Art. 52 Abs. 2, 59 und 87 ZGB nennen explizit
die kirchlichen Stiftungen. Der Begriff der Kirchlichkeit
juristischer Personen im Sinn des staatlichen Rechts ist
allerdings nicht vollstindig deckungsgleich mit demjeni-
gen des kanonischen Rechts. Auch im staatlichen Recht
gelten allgemein Korperschaften und Anstalten als kirch-
lich, «soweit sie als Teilorganisationen dem Organismus
einer Glaubensgemeinschaft eingegliedert sind», stellt
Lampert mit Bezug auf die genannten ZGB-Artikel fest.”’
Fiir die Stiftungen im speziellen ist der staatliche Begriff
der Kirchlichkeit jedoch weiter gefasst als derjenige des
CIC, muss doch «vom Standpunkt des Staates aus [...] die
Kirchlichkeit ihres Zweckes gentigen, um einer Stiftung
ihre kirchliche Natur zuzuerkennen.»?! Cavelti hilt denn
auch beziiglich des staatlichen Rechts fiir die Pfarrkirchen-
und Pfrundstiftungen explizit fest: «Die Kirchlichkeit der
oben angefiihrten Stiftungen kann ernstlich gar nicht in
Zweifel gestellt werden.»** Diese Aussage behielt ihre volle
Giiltigkeit bis heute, da seither keine einschligigen Ande-
rungen im staatlichen Recht — und im speziellen im ZGB
— vorgenommen wurden. Befindet sich also — wie im hier
zu untersuchenden Fall — eine Pfarrkirche gemiss ihrer
Eintragung im Grundbuch im Eigentum einer kirchlichen
Stiftung, so ist sie unzweifelhaft zu den kirchlichen Giitern
zu zihlen.

Abgesehen von den verschiedenen méglichen Eintei-
lungskriterien, die fiir weltliches wie fiir kirchliches Ver-
mogen gelten, interessiert im vorliegenden Kontext — da
die Frage nach der Rechtsperson als Trigerin des Eigen-
tumsrechts an einer Pfarrkirche zu priifen ist — vorab die
Gliederung des Kirchenguts nach den Rechtssubjekten ge-
miiss den hierarchischen Ebenen des Kirchenrechts, die das
Eigentumsrecht an einem kirchlichem Vermégen inneha-
ben (kénnen). In Parallelitit zu den drei Verfassungsstufen
der katholischen Kirche*? und den — direkt dem Heiligen
Stuhl unterstellten und damit ausserhalb der Hierarchie
stechenden — Ordensinstituten lisst sich das Kirchenver-
mdégen in folgende vier Gruppen einteilen:**

— das Kirchenvermégen im Eigentum von Instituten uni-
versalkirchlichen Charakters (z.B. dasjenige des

Heiligen Stuhls);
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das dizesankirchliche Vermégen (z.B. das Kathedral-

vermagen);

das ortskirchliche Vermégen, d.h. das Vermégen der

einzelnen Pfarr-, Filial-, Nebenkirchen und Kapellen,

das sich fiir die betreffende Kirche bildete, so:

— das Vermogen der Kirchenstiftung («fabrica ecclesiae»,
Kirchenfabrik), das fiir den Unterhalt des betreffen-
den Kirchengebiudes, fiir dessen Ausschmiickung, fiir
die Beschaffung der fiir den Gottesdienst notwendi-

gen Kultusgegenstinde und fiir die Deckung der Ver-

waltungskosten bestimmt ist;?

— das Vermogen der Pfarrpfriinde («beneficium paro-
chiale»), aus dem das Einkommen des Inhabers des
betreffenden Kirchenamts bezahlt wird;*

Im gemeinen kirchlichen Recht vor 1917 bedurfte es fiir diese Einglie-
derung «eines Aktes der kirchenverfassungsmissigen Organe», der so-
genannten «erectio canonica» (Lampert, Kirchliche Stiftungen, 29).
Der aCIC (can. 100 § 1) sah diese Eingliederung auf zwei Arten vor:
unmittelbar aufgrund einer bestechenden Rechtsvorschrift, «ex ipso
iure praescripto», oder mittelbar durch Verleihung durch die zustin-
dige kirchliche Behorde, «ex speciali competentis Superioris ecclesia-
stici concessione data per formale decretum» (vgl. Cavelti, Religions-
gemeinschaften, 56; Vasella, 28f,; siehe auch Lenz, 30). Der CIC
1983 iibernahm diese Formulierung in can. 114 § 1.

Heute CIC can. 113 und 114; diese iibernahmen inhaltlich die Be-
stimmungen von aCIC can. 99 und 100. Zur Rechtspersonlichkeit
der Stiftungen im kirchlichen Recht vgl. Lenz, 25-29, sowie Caveld,
Religionsgemeinschaften, 56, der die Pfarrkirchen- und Pfarrpfrund-
stiftungen neben den Diézesanseminaren — in Analogie zu ihrer exem-
plifikativen Nennung in aCIC can. 99 («ut ecclesiae, Seminaria, bene-
ficia, etc.») — als wichtige Stiftungen des kirchlichen Rechts hervor-

hebt.

Lampert, Kirchliche Stiftungen, 28; vgl. auch Caveld, Religionsge-
meinschaften, 57.

Cavelti, Religionsgemeinschaften, 57, gestiitzt auf Lampert, Kirchli-
che Stiftungen, 132, und Vasella, 28; ebenso: Lenz, 30.

Cavelti, Religionsgemeinschaften, 57. Die daran ankniipfende Frage,
ob den kirchlichen Stiftungen in den jeweiligen staatlichen Rechtsord-
nungen offentlich- oder privatrechdicher Charakeer zukommt,
braucht im vorliegenden Zusammenhang nicht untersucht zu werden.

Apostolischer Stuhl, Bistum und Pfarrei; vgl. Isele, Ortskirche, 229.
Vgl. Vasella, 6.
Vgl. Vasella, 38; siche auch Fn. 51.

Vgl. Vasella, 40, sowie Lampert, Kirchliche Stiftungen, 41; siche eben-
falls Fn. 51. In der Schweiz ist diese Aussage und iiberhaupt die Auf-
zihlung der Pfarrpfrundstiftungen auch unter dem geltenden Regime
des CIC 1983 nach wie vor korreke, da hier die anvisierte Abschaffung



— das Vermogen weiterer ortskirchlicher Pfriinde und
Stiftungen;
— das Vermogen der kirchlichen Bruderschaften und der
Vereine auf ortskirchlicher Ebene;
— das Vermégen klosterlicher Genossenschaften und
ordensihnlicher Verbinde.
Demgemiss wiirde also eine Kirche, die — wie im vor-
liegenden Fall — gemiiss Grundbucheintrag im Eigentum
einer Kirchenstiftung steht, zum Vermogen der Oreskirche

des Benefizialwesens (vgl. CIC can. 1272) — eine der Hauptinderun-
gen des kirchlichen Vermégensrechts durch den CIC 1983 — und die
damit zusammenhiingende Zentralisierung der Verwaltung des Kir-
chenguts auf der Ebene des Bistums (vgl. CIC can. 1274; vgl. hierzu
ausfiihrlich: Cavelti, Neues Vermégensrecht, 133-138) nicht durch-
gefiithrt werden konnten. In der Schweiz gelten diesbeziiglich nach wie
vor die Bestimmungen des Codex 1917 iiber das Benefizialwesen, ins-
besondere aCIC can. 1409-1488 (vgl. den Beschluss der Schweizer
Bischofskonferenz zu CIC can. 1272 vom 3. Juli 1985, in: Schmitz
Heribert / Kalde Franz (Hrsg.), Partikularnormen der deutschsprachi-
gen Bischofskonferenzen, Metten 1990, 83). Dies ist allerdings im
vorliegenden Zusammenhang auch nicht von vordringlichem Inter-
esse, da hier primir eine Pfarrkirchenstiftung, also eine «fabricar, nicht
ein «beneficium» in Frage steht.

o
=

Fiir den Vermégenserwerb, der in concreto letztlich Auskunft iiber
den Eigentiimer gibt, sind hingegen die staatlichen Rechtsvorschriften
massgebend (vgl. Lenz, 5; siche auch Kapitel 1.2.2). Die Frage, wel-
chem Rechtsgebiet — dem kirchlichen oder dem staaclichen — die
Eigentumsfrage am Kirchengut und damit die kirchliche Rechtstri-
gerschaft zugehdrt, war in der Lehre lange umstritten, bis sich gegen
Ende des letzten Jahrhunderts die Auffassung durchsetzte, dass die
Frage, wer Eigentumstriger des Kirchenguts ist, eine Frage des kirch-
lichen Rechts, diejenige hingegen, ob die Kirche in einem Staat rechts-
und damit eigentumsfihig ist, eine Frage des staatlichen Rechts ist
(vgl. Lenz, 3).

¥ Vgl. Lenz, 3 f; Vasella, 7.
¥ Vel. Oberholzer, 56; Vasella, 5 und 7.
30 Vgl. Isele, Pfarrkirchen, 134.

Oberholzer, 56; vgl. Vasella, 5. Die folgenden Aussagen stiitzen sich
v.a. auf Oberholzer, 56-58.

«Res consecratae, vel benedictae constitutiva benedictione, reverenter
tractentur neque ad usum profanum vel non proprium adhibeantur,
etiamsi in dominio privatorum sint.»

3 «Res sacrae, quae in dominio privatorum sunt, praescriptione acquiri

a privatis personis possunt, quae tamen eas adhibere nequeunt ad pro-
fanos usus; [...].»

3 Vagl. Isele, Pfarrkirchen, 134, sowie Oberholzer, 57-59; Vasella, 5.

gehoren. Damit ist jedoch noch nicht gesagt, dass der
Eintrag auf den Namen der Kirchenstiftung richtig ist;
diese Frage ist im folgenden erst zu priifen.

1.2. Primat der Institutentheorie

Die Frage nach dem Eigentiimer des Kirchenvermogens ist
zunichst eine Frage des Kirchenrechts.”” Lange gehorte sic
zu dessen umstrittensten Fragen. Bis zur Promulgation des
Codex von 1917 entwickelten sich in der historischen
Diskussion der Eigentumsfrage am Kirchenvermogen ver-
schiedenste Theorien, gerade auch im Zusammenhang mit
den dargestellten kirchlichen Hierarchiestufen der mégli-
chen Eigentumstriger. Als Triger des Kirchenguts wurden
bald die Universalkirche, bald die einzelnen kirchlichen
Institute, aber auch die Kirchgemeinden oder die politi-
schen Gemeinden bezeichnet;*® Teile der Lehre erklirten
das Kirchenvermégen — als «res sacrae» — zur «res nulliusy,
andere wiederum zu 6ffentlichem Eigentum.*?

1.2.1. Kein Einfluss der Weihe auf die Frage nach
dem Eigentumstriiger von «res sacrae»

Verschiedene Autoren der vorkodikarischen Lehre vertra-
ten die Meinung, die «res sacrae», die durch die Weihe dem
gottlichen Kultus gewidmeten Sachen wie z. B. Kultusge-
biude,*® wiirden durch die Weihe «aus allem rechtlichen
Zusammenhang herausgehoben», zu «res nullius» bzw. «res
extra commercium», und kénnten deshalb nicht in Privat-
eigentum stehen.?! Der Codex 1917 verwarf diese — schon
unter altem Recht umstrittene — Theorie. So statuierte
aCIC can. 1150, der die geweihten und gesegneten Sachen
dem Profangebrauch entzog, ausdriicklich, dass die Be-
stimmung auch galt, wenn sich diese Sachen in Privat-
eigentum befanden,” und unter den Vorschriften iiber das
Kirchenvermégen erlaubte etwa aCIC can. 1510 § 1 die
Ersitzung von «res sacrae» in Privateigentum.33

In der Folge war sich die Kanonistik einig, dass die
Zugehorigkeit eines Kultusgebdudes zu den «res sacrae» an
sich keinen Einfluss auf die Frage nach seinem Eigentums-
triger hat: Durch die «consecratio» oder «benedictio» wird
es nicht dem Eigentumsrecht entzogen; ebenso wird es
anderseits auch nicht durch die Weihe zum Kirchengue.®*
Diese Feststellung hat auch heute, unter dem Codex 1983,
ihre volle Giiltigkeit behalten: Die Vorschrift in aCIC can.
1150 findet sich analog in CIC can. 1171, und auch die
Ersitzung heiliger Sachen in Privateigentum — vormals ge-
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miss aCIC can. 1510 § 1 — ist nach CIC can. 1269 wei-
terhin méglich.”

1.2.2. Institutentheorie versus Gesamtkirchentheorie
Zu den wichtigsten kirchenrechtlichen Theorien in der
vorkodikarischen Diskussion der Frage nach dem Eigen-
tumssubjekt des Kirchenguts entwickelten sich einerseits
die Gesamtkirchentheorie, anderseits die Institutentheorie.
Erstere kannte «in ihrer schirfsten Form» nur einen Eigen-
tumstriger des ganzen Kirchenguts, nimlich die katholi-
sche Kirche in ihrer Gesamtheit; «in abgeschwichter Form»
vertrat sie «ein gleichzeitiges Eigentum» der einzelnen
kirchlichen Institute und der Gesamtkirche am Kirchen-
gut.”® Demzufolge befinden sich alle Kultusgebiude, fiir
die feststeht, dass sie einem kirchlichen Rechtssubjekt
gehoren, im Eigentum der Gesamtkirche.

Gemiss der Institutentheorie hingegen steht das Eigen-
tum am Kirchenvermégen den einzelnen kirchlichen Insti-
tuten — Anstalten, Stiftungen oder Korperschaften — zu,
«denen es nach der historischen Entw1cklung und den prl—
vatrechtlichen Grundsitzen gehdrt».”” Eigentiimerin eines
kirchlichen Guts ist jene kirchliche Rechtsperson, die es
rechtmissig erwarb; entscheidend fiir die Ermicdung des
Eigentiimers ist also stets der Rechtserwerb. Entsprechend
der historischen Entwicklung des Kirchenguts, dessen Zer-
splitterung und Spezialisierung anerkennt die Instituten-
theorie eine Vielzahl moglicher Eigentiimer am Kirchen-
vermogen. Dieser Entwicklung trug die Gesamtkirchen-
theorie nicht Rechnung. Deshalb setzte sich die Instituten-
theorie in der Kirchenrechtslehre unbestritten gegen die
Gesamtkirchentheorie durch.

Wesentlich fiir die Erablierung der Institutentheorie war
auch ihre rechtsposnwe Anerkennung durch den Codex
1917, die im CIC 1983 iibernommen wurde. CIC can.
1256 wie aCIC can. 1499 § 2 erkliren ausdriicklich jene
juristische Person zum Eigentumssubjeke kirchlicher Giiter,
die das Eigentum rechtmissig erworben hat.”” Klar zutage
tritt die Institutentheorie auch in aCIC can. 1498 bzw. in
CIC can. 1258, die beide explizit festhalten, dass der Codex
im Vermaégensrecht mit «Ecclesia» nicht nur die Gesamtkir-
che und den Apostolischen Stuhl bezeichnet, sondern auch
jede andere kirchliche Rechtsperson (aCIC) bzw. offentliche
kirchliche Rechtsperson (CIC).* Ebenso nennen CIC und
aCIC in den oben zitierten Legaldefinitionen des Kirchen-
vermogens als mégliche Eigentumstriger desselben neben
der Gesamtkirche und dem Apostolischen Stuhl auch die

anderen kirchlichen juristischen Personen.*!
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Beziiglich des fiir die Ermittlung des Eigentiimers ent-
scheidenden Rechtserwerbs verweist der Codex auf das
staatliche Recht. CIC can. 1259 hilt - gleich wie vormals
aCIC can. 1499 § 1 — fest, dass die Kirche auf jede gerech-
te Weise des natiirlichen und positiven Rechts Vermégen
erwerben kann, in der dies anderen gestattet ist.*> Somit
kommen «innerhalb der Schranken des gottlichen und
natiirlichen Rechtes und den wenigen positiven, kirchli-
chen Bestimmungen»* fiir die Frage nach dem Erwerb des
Eigentums an Kirchengut die Bestimmungen des Privat-
rechts des betreffenden Staats zur Anwendung, in der
Schweiz also diejenigen des ZGB.

Die Neuformulierungen in CIC can. 1171 im Vergleich mit aCIC
can. 1150 — etwa «res sacrae, quae dedicatione vel benedictione ad
divinum cultum destinatae sunt» anstelle von «res consecratae, vel
benedictae constitutiva benedictione» — haben lediglich redaktionellen
Charakrer. Die Anderungen, die in CIC can. 1269 im Vergleich mit
aCIC can. 1510 vorgenommen wurden, haben auf die hier bespro-
chene Frage ebenfalls keinen Einfluss.

3 Vasella, 7; vgl. auch Oberholzer, 59 £.
7 Oberholzer, 60; vgl. zum folgenden auch: Vasella, 8; Lenz, 5.
a8 Vgl. hierzu ausfiihrlicher: Oberholzer, 60 £; Vasella, 8; Lenz, 4 f.

" Dies allerdings unter der obersten Autoritit des Papstes (bzw. gemiiss
aCIC des Apostolischen Stuhls); CIC can. 1256: «Dominium bono-
rum, sub suprema auctoritate Romani Pontificis [bzw. in aCIC can.
1499 § 2: Sedis Apostolicae], ad eam pertinet iuridicam [bzw. in aCIC
can. 1499 § 2: moralem] personam, quae eadem bona legitime acqui-
siverie,»

Ausser wenn aus dem Wortzusammenhang oder der Natur der Sache
etwas anderes hervorgeht; vgl. CIC can. 1258 bzw. aCIC can. 1498.
Die gegeniiber dem aCIC neue Unterscheidung im CIC zwischen
offentichen und privaten kirchlichen Rechtspersonen indert nichts
an der Anerkennung der Institutentheorie durch den Codex (zu den
Neuerungen im kirchlichen Vermégensrecht durch den CIC 1983
siche die Fn. 13 und 26).

41 CIC can. 1257 bzw. aCIC can. 1497 § 1; siehe Fn. 12 und 13.

«Ecclesia acquirere bona temporalia potest omnibus iustis modis iuris
sive naturalis sive positivi, quibus [aCIC can. 1499 § 1: quibus id] aliis
licet.»

43 Oberholzer, 61.

“ Vgl. hierzu ausfiihrlicher: Oberholzer 61; Lenz, 5. Der Codex verweist
etwa auch beziiglich des Vermédgenserwerbs mittels Vertrag, ciner der
wichtigsten Erwerbsarten, ausdriicklich auf die Normen des weltli-
chen Rechts — unter Vorbehalt des gottlichen und kanonischen Rechts
(aCIC can. 1529 bzw., inhaltlich analog, CIC can. 1290).



1.2.3. Kirchengut kein éffentliches Eigentum

Der Vollstindigkeit halber ist hier auf eine weitere
Auffassung zum Eigentum am Kirchengut hinzuweisen,
die vorab in den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts von
verschiedenen Autoren der Verwaltungsrechrslehre gemiss
der Theorie des 6ffentlichen Eigentums — laut welcher die
Anwendung privatrechtlicher Normen auf die 6ffentlichen
Sachen abzulehnen wire — vertreten wurde; die Ansicht,
Kultusgebiude seien offentliche Sachen und gehéreen folg-
lich zum 6ffendlichen Eigentum.*® Wie sowohl Oberholzer
als auch Vasella darlegen, erweist sich die Anwendung die-
ser — auf dem franzosischen Verwaltungsrechtsbegriff des
«domaine public» basierenden — Theorie fiir die Schweiz
als nicht haltbar, denn das Schweizer Rechtssystem kennt
kein solches éffentliches Eigentum.* Kirchengut ist also
nicht als 6ffentliches Eigentum aufzufassen.”’

Vgl. zur Theorie des dffentlichen Eigentums und deren Vertretern:
Oberholzer, 63 f.; Vasella, 20.

% Vgl. Oberholzer, 63-65; Vasella, 21-23. Daran hat sich nichs geinderr.
Zwar argumentieren Oberholzer und Vasella hierbei véllig unter-
schiedlich; da jedoch letztlich beide zum gleichen — oben zitierten —
Resultat gelangen, sind diese argumentativen Unterschiede im vorlie-
genden Zusammenhang nicht von Bedeutung,

7 Es ist schliesslich anzumerken, dass die Qualifikation des Kirchenguts

als offentliches Eigentum auch der kirchenrechtlichen Definition des

Kirchenvermogens (siche oben, Kapitel 1.1) widerspriche; m.a.W.

gehorten dem 6ffentlichen Eigentum zugeordnete Kirchen nicht zum

Kirchengut.

8 Val. Vasella, 9. Die Theorie entsprang nicht der Kirchen-, sondern der

Staatskirchenrecheslehre.

“ In diesem Zusammenhang ist klar festzuhalten, dass die katholische

Kirchgemeinde eine rein staatskirchenrechtliche Organisation ohne
Rechessubjektivitit im kanonischen Recht ist; sie ist kein ortskirchli-
ches Institut bzw. Rechtssubjekt im Sinn des Kirchenrechts wie die
Pfarrei und die kirchlichen Stiftungen, sondern gehére — als staatliches
Pendant zur Pfarrei — lediglich auf dieselbe Ebene (vgl. zu diesem
Dualismus Pfarrei — Kirchgemeinde u.a.: Carlen, 1097 f; Leisching,
506 £; Isele, Exposé, 30; Vasella, 10 f; sowie: Isele, Ortskirche, 242 f;
Noser, v.a. 61-66, 105-112).

" Vgl. Oberholzer, 65-74; Vasella, 11-20.
' Vgl. Vasella, 15. Im Zuge dieser Entwicklung bildeten sich auch die
Kirchen- und die Pfarrpfrundstiftungen sikularrechtlich als selbstin-
dige Rechtssubjekte heraus; zur angesprochenen allgemeinen histo-
rischen Entwicklung vgl.: Oberholzer, 67-70; Vasella, 11f; Iscle,
Exposé, 15.

52 Vgl. dazu ausfiihrlicher: Vasella, 10, 15.

1.3. Zusammenfassung

Befindet sich eine Pfarrkirche im Eigentum einer Kirchen-
stiftung, so gehort sie — aufgrund der Kirchlichkeit der
Eigentumstrigerin — eindeutig zum Kirchengut. Dessen
Qualitit als «res sacra» zeitigt keine Folgen fiir die Frage
nach dem Eigentumssubjekt an sich; insbesondere werden
Kirchengiiter durch die Weihe nicht zu «res nullius». Fiir
eine allgemeine Beantwortung der Frage nach den Eigen-
tumstrdgern des Kirchenvermogens ist die ins Kirchen-
recht iibernommene Institutentheorie anzuwenden: Triger
der Ortskirchengiiter sind die Institute der Ortskirche;
entscheidend fiir die Ermitclung des Eigentumssubjekes ist
in concreto der jeweilige Rechtstitel bzw. -erwerb. Fiir die
Regelung desselben verweist das Kirchenrecht auf die
historische Entwicklung und das staatliche Recht.

2. Stiftungscharakter versus
Kirchgemeindetheorie

Mit der Feststellung, dass die Eigentumssubjekte des Orts-
kirchenvermggens — in Ubereinstimmung mit der Institu-
tentheorie — im allgemeinen auf der Ebene der Oreskirche
anzusiedeln sind, ist noch nicht geklirt, welches Institut
auf dieser Ebene tatsichlich Eigentiimer eines bestimmten
Vermégenswerts ist; dies ist jeweils im Einzelfall, wie dar-
gelegt, anhand des Rechtstitels abzukliren. Hier ist nun auf
eine weitere Theorie einzugehen, die nicht mit der Institu-
tentheorie iibereinstimmt und die in der Diskussion der
Frage nach den Eigentumssubjekten des Kirchenguts eben-
falls einige Beachtung fand:** die Kirchgemeindetheorie.
Wie die Institutentheorie ortet die Kirchgemeindetheo-
rie das Eigentumssubjekt des Ortskirchenvermogens auf
der Ebene der Ortskirche. Sie nimmt jedoch wieder eine
allgemeine Eigentumszuordnung vor: Gemiss ihr steht das
Ortskirchenvermégen im Eigentum der jeweiligen Kirch-
gemeinde.49 Wie Oberholzer und Vasella aufzeigen, ist diese
Aussage jedoch in ihrer Allgemeinheit fiir die Schweiz
nicht haltbar.”® Vielmehr hat das Ortskirchenvermégen in
der Schweiz aufgrund der historischen Entwicklung im all-
gemeinen Stiftungscharakter, weshalb die Kirchgemeinde
in der Regel als Eigentumssubjekt des Kirchenguts nicht in
Frage kommt.”! Die genannten anstaltlichen Eigentums-
rechte wurden auch durch die vor allem im 19. Jahrhun-
dert anhand der staatlichen Gesetzgebung formal vorge-
nommene Griindung der Kirchgemeinden nicht tangiert.52
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Ein Eigentumsrecht der Kirchgemeinde am Ortskir-
chengut kann des weitern nicht einfach «mit der Tatsache
der Verwaltung des Kirchenverméogens» durch dieselbe be-
griindet werden.> Ebensowenig ist ein solches Eigentums-
recht der Kirchgemeinde aus der Beziehung abzuleiten, die
aufgrund der kirchlichen Zwecke der értlichen Kirchen-
stiftungen zwischen diesen und der Kirchgemeinde be-
steht: «Dieses Verhilenis [...] ist ein Verhiltnis der Ange-
horigkeit der Bestimmung nach, nicht ein Verhilenis der
Sache zum Eigentiimer [...].»>* Die Postulierung eines all-
gemeinen Eigentumsrechts der Kirchgemeinden am Orts-
kirchengut ist also nicht haltbar, da sie die historische
Entwicklung und die historischen Rechtstitel ignoriert.

Samtliche obigen Ausfiihrungen gelten auch fiir den
Kanton Schwyz. Wie Lampert nachgewiesen hat, weist das
Ortskirchenvermégen im Kanton Schwyz im allgemeinen
Stiftungscharakter auf.”® Diese historisch gewachsenen
Eigentumsrechte wurden durch die kantonale schwyzeri-
sche Rechtsordnung nie tangiert, im speziellen weder
durch die rechtliche Organisation der Gemeinden noch
durch die Verwaltung der Kirchengiiter durch die Kirchge-
meinden.’® Weder in der Kantonsverfassung von 1898, die
erstmals die Méglichkeit der formalen Herauslosung der
kirchlichen Kompetenzen aus der Einheitsgemeinde in
Form der selbstiandigen katholischen Kirchgemeinden vor-
sah,”” noch in einer nachfolgenden Fassung des kantonalen
Grundgesetzes™ noch im schwyzerischen Gemeindeor-
ganisationsgesetz” fand und findet sich eine Bestimmung,
die eine gegenteilige Wirkung entfalten kénnte.

Mit der Widerlegung der Kirchgemeindetheorie ist nun
allerdings noch nicht endgiiltig klar, ob das Eigentum etwa
an einer Pfarrkirche im Einzelfall in den Hinden der be-
treffenden Kirchgemeinde oder der Kirchenstifrung liegt,
denn damit ist noch nicht gesagr, dass diese Pfarrkirche auf
keinen Fall im Eigentum der Kirchgemeinde stehen kann.
Dies ist im Einzelfall durchaus méglich,*” denn weder das
kanonische noch das staatliche Recht kennen diesbeziiglich
cine allgemeine eigentumszuweisende Grundsatznorm.

Zusammenfassend lisst sich mit Blick auf die nachfol-
gend vorzunehmende Einzelfall-Uberprufung festhalten:
Entscheidend fiir die Beantwortung der Frage, in den
Hinden welcher Rechtsperson der ortskirchlichen Ebene
sich das Eigentumsrecht an einer Pfarrkirche befindet — im
speziellen, ob in den Hinden der Kirchgemeinde oder der
beziiglichen Kirchenstiftung —, ist der einschligige Rechts-
titel. Aufgrund der historischen Entwicklung ist der Stif-
tungscharakter des Kirchenguts zu vermuten, wo nicht im
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Einzelfall — etwa fiir eine Pfarrkirche — ein Eigentum der
Kirchgemeinde anhand eines giiltigen Rechtstitels aus-
driicklich nachgewiesen werden kann.' Ist im konkreten
Fall der Stiftungscharakter dieser Pfarrkirche belegt, so be-
findet sie sich unzweifelhaft im Eigentum der beziiglichen
Kirchenstiftung, selbst wenn z.B. in der betreffenden Ge-
meinde seit dem Eigentumserwerb die Abtrennung einer
selbstindigen Kirch- von der vorherigen Einheitsgemeinde
vollzogen wurde.

>3 Vasella, 16.
Lampert, Gutachten, 302; vgl. hierzu auch: Vasella, 17.

> Lampert, Gutachten (dort v. a. 293-297); vgl. dazu auch: Oberholzer,
72; Vasella, 14, Appert, 100.

Vgl. hierzu und zu den folgenden Bemerkungen ausfiihrlicher: Furrer,
570; Reichlin, 83-103, 123-132; Appert, 29-33, 79f,, 106-108;
Kraus, 189-193.

§ 92 KV 1898; vgl. dazu: Mayer, J. G., Verfassungsrevisionen in den
schweizerischen Kantonen Schwyz und Niedwalden, in: AfkKR 80
(1900), 606—617, insbesondere 615 f.; Kraus, 191.

“
=

% Dies gilt namentlich auch fiir die Verfassungsinderungen von 1969
und 1992, welche die staatskirchenrechtliche Organisation der katho-
lischen Kirche im Kanton Schwyz betrafen: die Gesamtiiberarbeitung
des Abschnitts iiber die Organisation der Bezirke und Gemeinden von
1969 (§§ 70-94 KV 1969; vgl. dazu auch: Kraus, 191-193) mit der
gleichzeitigen Schaffung eines einschligigen Gesetzes (vgl. die folgen-
de Fn. 59) und die Neuregelung des Verhiltisses von Kirche und
Staat in der seit dem 1. Januar dieses Jahres in Kraft stehenden KV
1992, die insbesondere der katholischen Kirche durch die Anderung
von § 2 KV, welcher die rémisch-katholische Kirche in der vorherigen
Fassung ausdriicklich «gewihrleisteter (KV 1969), die offentlich-
rechtliche Anerkennung entzog (vgl. § 2 KV 1992).

Gesetz iiber die Organisation der Gemeinden und Bezirke vom 29.
Oktober 1969 (GS Nr. 65), darin zu den Kirchgemeinden im beson-
deren: §§ 1, 64-66. Vgl. dazu auch: Kraus, 191-193.

60

Fiir Beispiele solcher moglicher Fille vgl. etwa: Oberholzer, 73 £;
Vasella, 9f. In diesem Fall scheidet jedoch der betreffende Vermégens-
wert aus dem Kirchengut aus, da die Kirchgemeinde kein kirchliches
Rechtssubjeke ist (siche dazu oben, Kapitel 1.1 sowie Fn. 49).

1 Vgl. Oberholzer, 73 f.; Vasella, 15£., 85.



I1. Besonderer Teil:

Das Figentum an der Pfarrkirche in Nuolen

1. Grundbucheintrag auf den Namen der
Pfarrkirchenstiftung

Ausgangspunkt fiir die nun vorzunehmende Uberpriifung
des Eigentumsrechts an der Nuoler Pfarrkirche ist der ein-
schligige Eintrag im eidgendssischen Grundbuch der poli-
tischen Gemeinde Wangen.®? Diesem ist auf Blatt 360
(«Kirche, Nuolen») zu entnehmen, dass die Pfarrkirche
(«Kirche, Turm, Friedhof, Hofraum») im Eigentum der
«Pfarrkirchenstiftung der r.k. [romisch-katholischen]
Kirchgemeinde Nuolen» steht.®* Belege sind keine einge-
tragen; zur Erwerbsart findet sich lediglich der Vermerk
«seit Anlage».** Gemeint ist damit die Anlegung des alten
kantonalen Grundbuchs in der politischen Gemeinde
Wangen — bzw. darin des Blatts Nr. 415 zur Pfarrkirche in
Nuolen —,% dessen Eintrige bei der spiteren Anlegunﬁg des
eidgendssischen Grundbuchs darin Eingang fanden.®
Auch das genannte Blatt des alten kantonalen Grund-
buchs («Liegenschaftsbestand: Kirche Nuolen u. Fried-
hof») — es nennt als «Besitzer» die «Pfarrkirchenstiftung der
romisch katholischen [sic] Kirchgemeinde Nuolen» — ent-

Nuolen gehért zur politischen Gemeinde Wangen. Die Pflicht zur
Grundbucheintragung auch des Kirchenguts ist im Kanton Schwyz
unzweifelhaft gegeben (vgl. dazu: Lampert, Gutachten, 292; Vasella,
69-75, insbesondere 75).

% FEidg. GB Wangen, Bl 360. Das eidgenéssische Grundbuch Wangen
trat auf den 1. Februar 1980 in Kraft (vgl. Anzeige Kantonsgericht
vom 28. Januar 1980, in: ABl 5/1980 vom 1. Februar 1980).

% Eidg. GB Wangen, Bl. 360; folgerichtig fehlt auch ein Eintragungsda-
tum. Auf die cingetragenen Dienstbarkeiten und Grundlasten muss
im vorliegenden Zusammenhang nicht cingegangen werden, da sie
allesamt fiir die Beantwortung der Frage nach dem Eigentumssubjekt
der Kirche an sich nicht von Bedeutung sind.

% Kant. GB Wangen, Bl. Nr. 415 (vgl. bestitigende Auskunft des
Grundbuchamts March vom 29. Dezember 1998).

% Die Einfiihrung des eidgenossischen Grundbuchs geschah im Kanton

Schwyz in zwei Etappen: In den ersten Jahren unmittelbar nach In-
krafttreten des ZGB und der GBV auf den 1. Januar 1912 wurden
vorerst die kantonalen Grundbiicher der einzelnen Gemeinden an die
Erfordernisse des ZGB angepasst — als Ubergangslosung bis zur
Anlegung der eidgendssischen Grundbiicher; letztere erfolgte erst viel
spiter (vgl. das kant. EG zum eidg. Grundbuch 20. April 1955 (GS
Nr. 191); allgemein zur Einfihrung des eidg. Grundbuchs:
Tuor/Schnyder/Schmid, 629-632; Vasella, 76-86.

hilt keine Angaben zum Eigentumstitel, auf den sich die
Fintragung stiitzte, zur Art und zum Zeitpunkt des Er-
werbs.®” Ebenfalls nicht explizit festgehalten ist das Datum
der Aufnahme des betreffenden Blatts ins alte kantonale
Grundbuch. In Parallelitit zu den Eintragungen auf den
Blittern zu verschiedenen weiteren Pfarrkirchen in der
March ist jedoch mit grésster Wahrscheinlichkeit anzu-
nehmen, dass das Blatt Nr. 415 zur Pfarrkirche in Nuolen
erst zwischen 1912 und 1915 erstellt wurde, im Zuge der
im Kanton Schwyz in den ersten Jahren nach Inkrafttreten
des ZGB vorgenommenen Anpassung des kantonalen
Grundbuchs an die Erfordernisse des ZGB.%

Eine wichtige Grund- und Vorlage fiir diese Anpassung
bzw. Bereinigung bildete das bereits zitierte «Rechtsgutach-
ten betreffend die Eintragung der Kirchengiiter in die
Grundbiicher der schwyzerischen Gemeinden», das der
Freiburger Kirchenrechts- und Staatskirchenrechtsprofes-
sor Ulrich Lampert 1913 fiir den Regierungsrat des Kan-
tons Schwyz erstellte.? Dies gilt offensichtlich auch fiir die
damalige Erstellung von Blatt Nr. 415 zur Nuoler Pfarrkir-
che im kantonalen Grundbuch der Gemeinde Wangen,
entspricht doch die Eintragung der Eigentiimerin — «Pfarr-
kirchenstiftung der rémisch katholischen [sic] Kirchge-
meinde Nuolen» — nahezu mustergiiltig den von Lampert

In Wangen erfolgte die Anlegung des eidgendssischen Grundbuchs
von 1975 (vgl. letzte Eintragung auf Blatt Nr. 415 (Landzuwachs) am
7. Februar 1975) bis 1980 (vgl. Inkrafttreten am 1. Februar 1980; vgl.
Fn. 63).

7 Kant. GB Wangen, Bl. Nr. 415.

% Vgl. hierzu und zu den nachfolgenden Anmerkungen: Auskunft des
Grundbuchamts March vom 29. Dezember 1998; siche auch Fn. 66.
Wie verschiedene Eintrige zu weiteren Pfarrkirchen in der March zei-
gen, ging mit dieser Anpassung auch eine — zumindest teilweise —
Bereinigung des Grundbuchs cinher (siche dazu Fn. 70); wihrend
allerdings in den meisten anderen Fillen auf dem Grundbuchamt
hierzu weitere Akten vorhanden sind, fehlen solche fiir die Nuoler
Pfarrkirche. Auf den genannten Zeitraum fiir die Erstellung des Blatts
Nr. 415 weist weiter die Tatsache hin, dass eine Vielzahl von Blittern
zu verschiedenen Objekten im alten kantonalen Grundbuch von
Wangen schon erste nach der Erstellung des jeweiligen Blatts zuge-
fiigre Eintrige — z.B. von Dienstbarkeiten und Grundlasten — aus den
60er und 70er Jahren des 19. Jahrhunderts aufweist, wihrend der erste
derartige Eintrag auf Blact Nr. 415 aus dem Jahr 1938 stammr (vgl.
Kant. GB Wangen, Bl. Nr. 415).

Zum Bereinigungsverfahren und zur Anlegung des cidg. Grundbuchs
vgl.: Tuor/Schnyder/Schmid, 630-641 (allgemein); Vasella, 79-86
(zur Behandlung des Kirchenguts im speziellen).

" Lampert, Gutachten.
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in seinem Gurtachten abgegebenen Empfehlungen, gemiiss
denen eine «Kirche mit umliegendem Friedhof»> auf den
Namen der «Pfarrkirchenstiftung der rém.-kath. Pfarrge-
meinde N.N.» im Grundbuch einzutragen sei.” Es ist also
mit grosster Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass
die bis dahin fehlende Eintragung der Nuoler Pfarrkirche
im kantonalen Grundbuch in enger Anlehnung an die
Empfehlungen Lamperts vorgenommen wurde.

Weder der genannte Eintrag der Nuoler Pfarrkirche im
alten kantonalen noch jener im geltenden cidgendssischen
Grundbuch von Wangen fiihren jedoch einen Beleg fiir die
Eintragung an.”" Folglich ist nicht klar, ob die Erstellung
von Blatt Nr. 415 und Eintragung der Kirche auf die
Kirchenstiftung — gemiss den Ausfithrungen im ersten Teil
der Arbeit — auf Lamperts allgemeinem Nachweis des Stif-
tungscharakters des Kirchenguts im Kanton Schwyz
basierte oder ob dabei auf den konkreten Nachweis des
Stiftungscharakters der Nuoler Pfarrkirche abgestellt wur-
de;™ das Fehlen jeglicher Angabe von Belegen deutet wohl
eher auf ersteres hin.

Da der oben zitierte allgemeine Nachweis des Stiftungs-
charakters der Schwyzer Kirchengiiter denselben im
Einzelfall noch niche garandiert, ist die Verlisslichkeit des
Grundbucheintrags der Nuoler Kirche ebenfalls noch
nicht vollstindig geswhert Kann jedoch der Stiftungscha-
rakter der Kirche in concreto nachgew1esen werden, so
steht unzweifelhaft fest, dass sie im Eigentum der Pfarrkir-
chenstiftung steht und der Grundbucheintrag folglich
richtig ist.”” Dies ist im folgenden anhand der Quellen zur
Geschichte von Kirche und Pfarrei Nuolen zu untersu-
chen.

2. Rechtshistorischer Nachweis des
Stiftungscharakters

Die Geschichte der Nuoler Kirche und des zugehorigen
Kirchensatzes ist seit dem 11. Jahrhundert durch mehrere
Quellen gut belegt; in der historischen Literatur zur March
wurde sie verschiedentlich dargestellt.” Die Quellen aus
der fiir die Nuoler Kirchengeschichte besonders interessan-
ten Zeit des 14. und 15. Jahrhunderts — alle im Staatsar-
chiv Schwyz — liegen in gedruckter Form und ediert in
einer Urkundensammlung von 1921 bzw. 1926 vor.”
Anhand dieser Quellen ist der Stiftungscharakter der
Nuoler Pfarrkirche zweifelsfrei belegbar. Begriindet wurde
er 1487 im Zuge der Abkurung der selbstindigen Pfarrei
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Nuolen von derjenigen in Wangen sowie der damit ein-
hergehenden Dotation der Pfarrkirche und ihrer Verselb-
standigung im normativen Gefiss der Pfarrkirchenstiftung.

Uber lange Zeit war die zur Kirche der Grundherrschaft
Nuolen gehérende Pfarrpfrunde zuwenig eintriglich, um
daraus den Unterhalt eines eigenen Priesters zu bestrelten
«Kirchensatz, Giiter und Zehnten von Nuolen»’® wechsel-
ten wiederholt den E1gentumer,77 im Lauf des 15. Jahr-

7% Vgl. Lampert, Gutachten, 302-304, v.a. 303; vgl. auch Vasella, 109-
116. Der Stifrungscharakeer der Kirche ist festgehalten, ebenso ihre
Zugehbrigkeit zum Interessekreis der Kirchgemeinde und zur katholi-
schen Konfession. Dass die von Lampert in seinen Musterbeispielen
ohne weitere Begriindung vorgenommene begriffliche Unterschei-
dung von Pfarr- u. Kirchgemeinde bzw. die entsprechende Prizisie-
rung (vgl. Lampert, Gurtachten, 302) fehlt, ist weder erstaunlich noch
gravierend, da auf dem Gebiet der Pfarrei Nuolen keine weiteren Kir-
chen oder Kapellen existieren, die mit ihren entsprechenden Kirchen-
bzw. Kapellstiftungen einzutragen wiren. Emznger Fehler an diesem
Emtrag des Eigentumssubjekts der Kirche ist seine Uberschrift («Be-
sitzer» statt «Eigentiimer»). Hingegen wurde das Prinzip der Speziali-
sierung (vgl. Lampert, Gutachten, 303) beachtet: Die gleichzeirige
Eintragung von Pfarrhaus und dazugehérigem Garten — auf den Na-
men der «Pfarrpfrundstiftung der rémisch katholischen [sic] Kirchge-
meinde Nuolen» — geschah auf cinem separaten Blatt Nr. 416 (Kant.
GB Wangen, Bl. Nr. 416; dann: Eidg. GB Wangen, Bl. 361).

"' Kant. GB Wangen, Bl. Nr. 415; Eidg. GB Wangen, BI. 360.

? Vgl. Lampert, Gutachten (insbesondere 293-297); siehe oben, Teil I,
Kapitel 2.

Siehe dazu die Ausfithrungen in Teil I (insbesondere Kapitel 2).

74 So bei Niischeler; Hegner, 203, 215-218; Heim, March; Jorger; vgl.
des weitern: Bote; March-Anzeiger; eine umfassende Bestandesauf-
nahme zu den Quellen und zur Historiographie bietet Jorger, 298.
Auf juristischer Seite gehen Schweizer (zum Gemeindepatronat, vgl.
2-8, 13-17, 54-58, 64 f., 80) sowie Reichlin (kurz, vgl. 78, 101 f.) auf
die Kirchengeschichte Nuolens ein.

Fliieler, Teile I und II. Die Sammlung umfasst die Urkunden im
STASZ mit den Nrn. 182, 187, 219, 339, 355, 486, 601, 603 (Teil I)
sowie die Nrn. 631, 632, 635, 644, 660-662, 673 (Teil I1).

76 Hegner, 215.

Im frithen Mittelalter hatte Nuolen — noch ohne eigene Kirche — zur
Grosspfarrei Tuggen, danach zur von dieser abgespalteten Pfarrei
Wangen gehore (vgl. Michler, 67; Jérger, 287). Wohl im 10. Jahrhun-
dert wurde dann fiir die kleine Grundherrschaft in Nuolen eine Kir-
che gegriindet; im Jahr 1045 ist urkundlich belegt (bestitige 1178),
dass die «Kirche in Nuolen mit Hof und Zubeh6r» dem Damenstift
Schiinis gehorte (Jérger, 287). Dieses verkaufte — «<kumberhaft» ge-
worden — 1362 «giiter», «akkern», «zehenden» und «den kilchensatz
der kilchen ze Nuolan» mit dem Einverstindnis des Bischofs von Kon-
stanz, zu dessen Bistum die March gehorte, an einen gewissen Johan-



hunderts verwahrlosten in Nuolen Kirche und Seelsorge
zunehmend.”®

Um diesem Zustand Abhilfe leisten zu konnen, schloss
Pfarrer Johannes Tiirck, Leutpriester in Wangen, 1477 mit
den damaligen Eigentiimern, Rat und Schultheiss von
Rapperswil, einen Vertrag iiber den Kauf des Nuoler
Kirchensatzes und aller zugehorigen Rechte.”” Gemiiss die-
sem Vertrag sollte Tiirck den Kaufpreis in den darauffol-
genden vier Jahren bezahlen; wihrend dieser Zeit oblag die
Seelsorge in Nuolen wie bis dahin dem Pfriindner von St.
Katharina zu Rapperswil. Der Vertrag kam jedoch nicht
zur Ausfithrung, da es Tiirck offenbar vorzog, sein
Vermogen direke fiir die Sanierung und Dotation der
Nuoler Kirche anstatt fiir die Bezahlung des Kaufpreises
fiir den Kirchensatz zu verwenden.®

Ende 1481 verkauften dann Rat und Schultheiss von
Rapperswil die Nuoler Giiter und den Kirchensatz mit
allen zugehérigen Rechten an Landammann und Rat zu
Schwyz und baten anfangs Januar 1482 Bischof Otto IV.
von Konstanz, den Verkauf zu bestitigen, Nuolen von der
St.-Katharinen-Pfriinde abzutrennen und als selbstindige
Pfarrei zu errichten, deren Kollatoren Landammann und
Rat zu Schwyz seien.®! Bischof Ortto bestitigte zwei

nes Schriber «uss der Quw» (Fliieler, Teil I, 39—41, Urk. 182: Bestiti-
gung des Verkaufsbriefs durch Bischof Heinrich II1. von Konstanz, da-
rin: 40; vgl. dazu und zum folgenden auch: Hegner, 215-217; Jorger,
287). Letzterer verkaufte dieselben Giiter und Rechte drei Jahre spi-
ter, wieder mit bischéflichem Einverstindnis, mit Gewinn weiter an
das Spital zum Heiligen Geist in Rapperswil (vgl. Fliieler, Teil I,
42-44, Urk. 187: Bestitigung des Kaufbriefs durch Bischof Heinrich
von Konstanz). Nachdem die Verwalter des Spitals das Patronat der
Nuoler Kirche dem Konstanzer Bischof iibergeben hatten, vereinigte
dieser die Pfriinde infolge ihrer drmlichen Einkiinfte mit der ebenfalls
unergiebigen St.-Katharinen-Pfriinde in Rapperswil und iibergab den
Kirchensatz Rat und Schultheiss der Stadt (vgl. Fliieler, Teil I, 44 f.,
Urk. 219); fortan war also der Kaplan zu St. Katharina auch fiir die
Pastoration in Nuolen verantwortlich.

78 Dies hatte vor allem praktisch-geographische Griinde, musste doch

der Rapperswiler Kaplan zu St. Katharina zur Wahrnehmung seiner
Pflichten in Nuolen mit dem Schiff iiber den See setzen. Von der Ver-
wahrlosung zeugen etwa 1427 Klagen der Nuoler Kirchgenossen iiber
mangelnde Seelsorge und Vernachlissigung durch den Rapperswiler
Kaplan Heinrich Bruhin, die dann vor einem Schiedsgericht behan-
dele wurden (vgl. Fliieler, Teil I, 47-49, Urk. 355: Schlichtung des
Streits; vgl. auch Niischeler, 505; Heim, March, 164). Ein weiterer
Konflikt brach 1448 aus, als sich die Schwyzer — denen die Ausiibung
eines Patronats durch die dsterreichischen Rapperswiler, mit denen sie
noch im Krieg standen, in threm Machtbereich verstindlicherweise
ein Dorn im Auge war — in die Neubesetzung der Nuoler Pfarrpfriinde
nach Bruhins Tod einmischten und mit einem eigenen Kandidaten

Wochen spiter den Kaufvertrag, das Patronatsrecht der
Schwyzer und die Trennung der Nuoler von der St.-Katha-
rinen-Pfriinde, erhob Nuolen aber nicht zu einer selbstin-
digen Pfarrei, sondern iibertrug die dortige Seelsorge dem
Pfarrer von Wangen, Johannes Tiirck.

Tiirck steckte derweil bereits mitten in umfassenden
Bemiihungen um die Sanierung bzw. den Neubau der
Nuoler Kirche und um ihre Dotierung mit den fiir ihren
Unterhalt und denjenigen eines eigenen Priesters ndtigen
finanziellen Mitteln — also fiir die Errichtung einer Kir-
chen- und einer Pfrundstiftung. Er setzte dafiir sein eige-
nes Vermdgen ein, sammelte Almosen und Spenden und
animierte etwa auch Herzog Sigismund von Osterreich in
Innsbruck und den Fiirstabt des Stiftes Einsiedeln, Konrad
von Hohenrechberg, zu Spendenaufrufen sowie den Gene-
ralvikar des Bischofs von Konstanz zur Ausschreibung
eines Ablasses von 40 Tagen fiir Gldubige, die innert Jah-
resfrist ein Almosen fiir die Nuoler Kirche spendeten.*

Auf diese Weise schaffte es Johannes Tiirck in rund zehn
Jahren, den Neubau der Kirche zu finanzieren und genii-
gend Mittel fiir ihre Dotation aufzubringen, so dass er nun
mit der Bitte an die Schwyzer als Inhaber des Patronats-
rechts gelangen konnte, ihm dabei behilflich zu sein, vom

aufwarteten, Der bischéfliche Generalvikar von Konstanz wie auch
der Mainzer Metropolitanbischof schiitzten jedoch das Patronatsrecht
der Rapperswiler und die Einsetzung von deren Kandidar (vgl. Flieler,
Teil 1, 50-54, Urk. 486; vgl. auch: Hegner, 216; Heim, March, 164;
Jorger, 287); in der Folge verwahrloste und zerfiel die Kirche weiter.

7 Vgl. Fliieler, Teil I, 54-57, Urk. 601; vgl. auch: Hegner, 216f. Der
Vertragsabschluss geschah «mit [...] gunst und willen» von «andta-
man und Raut zuo Schwytz», die kurz darauf den Wangner Kirchen-
satz erwarben (Fliteler, Teil I, Urk. 601, 57; vgl. Niischeler, 505; Heg-
ner, 217).

0 Vgl. Hegner, 217; Heim, March, 164.

81 Vel. Fliseler, Teil II, 225-231, Urk. 631: Schreiben von Rat und
Schultheiss von Rapperswil an Bischof Otto IV. von Konstanz vom
4. Januar 1482 (darin insbesondere 228f); vgl. dazu auch: Hegner,
217.

82 Vgl. Fliieler, Teil I, 231-233, Urk. 632: Schreiben des Bischofs von
Konstanz vom 19. Januar 1482 (insbesondere 2321.); vgl. auch: Heg-
ner, 217; Heim, March, 164; Schweizer, 7 f.

83 Vgl. Fliteler, Teil I, 57-59, Urk. 603: Aufruf zur Almosensammlung
Sigismunds von Osterreich vom 24. Juli 1477; Fliieler, Teil 11, 234 f.,
Urk. 635: Almosenaufruf des Fiirstabts von Einsiedeln vom 6. De-
zember 1482; Fliieler, Teil I, 235-237, Urk. 644: Ablassausschrei-
bung des Konstanzer Generalvikars vom 21. Februar 1484. Vgl. Nii-
scheler, 505; Hegner, 217 f.; Heim, March, 164.
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Bischof die Bestitigung der Dotation und die Errichtung
einer selbstindigen Nuoler Pfarrei mit einem eigenen
Priester zu erreichen. Dies taten die Schwyzer mit Ein §abe
vom 15. Mai 1487 an Bischof Otto von Konstanz.®

nun Existenz und Unterhalt der Pfarrkirche und des zuge-
horigen Kirchenamts durch eine geniigende Dotation sicher-
gestelle waren, stand der Errichtung einer cigenstindigen
Pfarrei nichts mehr im Weg: Mit Schreiben vom 16. Juni
1487 trennte Bischof Otto von Konstanz die Kirche in
Nuolen von der Pfarrei Wangen ab, erhob sie zur selbstin-
digen Pfarrkirche mit Rechtspersonlichkeit und konzessio-
nierte ihre Dotation;* zwei Tage spiter bestatlgte das
Konstanzer Generalvikariat dieses Schreiben.®® Den Kir-
chensatz iibten weiter die Schwyzer aus; erster Pfarrer der
Pfarrei Nuolen war Johannes Tiirck.®”

Mit dem zitierten Schreiben nahm der Bischof nicht
nur explizit die Erhebung der Nuoler Kirche zur eigen-
stindigen Pfarrkirche vor — also zum selbstindigen
ortskirchlichen Institut mit kanonischer Rechtspersonlich-
keit®® —, sondern bestitigte ebenso explizit die ausreichen-

4 Fliteler, Teil 11, 237-239, Urk. 660, darin insbesondere 238: «[...] so
hat der erwirdig Her Johanns Tiirgk, der zitc liitepriester zuo Wanngen,
[ [...] sich vnderstannden die selbig kilch ze begaben mitt eigener
rennt nutzung / zins vnd zechenden ouch mitt einem eigenen hus vnd
hoff zu buwen, ouch die kilch mitt eigenen meflbiichern / kelch, mef-
gewannd, altartiicher vnd mitt andern nottiirfftigen gottzgezierden jn
ein ander vnd besser wesen ze bringen [...]. / Hat vns derselb liittprie-
ster deshalb angerufft vns gepetten als lechenherren bey der kilchen
Wangen vnd Nuolen jm dar jnne gen tiwern fiirstlichen Gnaden hilff-
lich ritdich vnd bistenndig zewesen, da durch die kilch zuo / Nuolen
vt dise nachgemelten giilt, nutzung, zins vnd zechenden dotiert,
bestitt, gfirmierte vnd vffgericht / werde, [...] vnd darum so ist zuo
tiwern / fiirstlichen Gnaden vnser ernstlich flyRig pitte, die welle also
die bemelten kilchen zuo Nuolen vff séliche nach vol/gende giilt vnd
nutzung dottieren, bestitten vnd gfirmieren vnd vffrichten [...].»

85 Flieler, Teil 11, 239-241, Urk. 661, darin insbesondere 240: «Nos
vero [...] ecclesiam Sanctac Margarethae pracfatam a praedlcta eccle-
sia parochiali in Wangen scparandam / duximus et auctoritate nostra
ordinaria, qua fungimur, in Dei nomine separamus, ipsamque per se
ecclesiam parochialem existere decernimus / atque in propriam eccle-
slam erigimus, dotationem quoque, fundationem et reductionem ac
singula alia in litteris praedictis praesentibus affixis et / appensis con-
tenta et comprehensa ratas et gratas, rataque et grata habentes aucto-
ritate nostra praedicta duximus roborandas, confirmandas et appro-
bandas atque in Dei nomine pro illarum perhenni subsistentia prae-
sentibus scriptis patrocinio confirmamus, stabilimus et approbamus,
alio canonico non obstante, suplentes [sic!] omnes defectus, si qui for-
san intervenerint»

Nuolen wurde also unzweifelhaft erst im Jahr 1487 selbstindige Pfar-
rei, nicht bereits mit dem Kauf des Patronats durch das Land Schwyz
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de «dotatio» der Nuoler Kirche durch Pfarrer Tiirck.® Der
durch die genannten Quellen belegte Ablauf (Errichtung
der Pfarrei erst nach vorganglger Dotation der Kirche) er-
fiillte somit die — spitestens seit der Uberwmdung des Eigen-
kirchenwesens im Zuge der grossen Reformen im 12. und
13. ]ahrhundert und der Schaffung des kirchlichen Amts-
rechts mit der Patronats- und Benefizial gesetzgebun% vorab
unter Alexander I1I. und Innozenz IV. verbindliche™ — kir-
chenrechtliche Vorschrift, dass fir die Schaffung neuer
kirchlicher Einrichtungen eine ausreichende Dotation
derselben zur Sicherung ihrer Existenz eine notwendige
Voraussetzung  bildet:”! Es darf keine neue kirchliche
Einrichtung geschaffen werden, keine Pfarrkirche oder
Pfarrpfriinde errichtet werden, «ohne dass diese zuvor
durch vorausgehende Vermégensausstattung in ihrer
Existenz sichergestellc worden wire.»”* Dies gilt insbeson-
dere auch bei Pfarreitrennungen.”

Durch das zitierte bischofliche Schreiben sind also die
rechtmissige Dotation und die Erhebung der Nuoler
Kirche zur Pfarrkirche unzweifelhaft belegt. Damit gile dies

und der Trennung von der St.-Katharinen-Pfriinde in Rapperswil
1482, wie sowohl Niischeler als auch Hegner filschlicherweise und in
direkcem Widerspruch zu den eigenen, 1487 als Jahr der Pfarrei-Er-
richtung bestitigenden Angaben zuerst bemerken (vgl. Niischeler,
505; Hegner, 203 bzw. 218).

80 Flieler, Teil I1, 241 f., Urk. 662.
¥ Vgl. Urk. 673 vom 10. November 1488 in: Fliicler, Teil 11, 242, die

Tiirck als «Leutpriester zu Nuolen» nenng; vgl. auch Hegner, 218.

8 Vgl. spiter aCIC § 99, aCIC § 1495. Vgl. dazu etwa: Noser, 39; siche
auch Fn. 19.

In der Darstellung der von den Schwyzern vorgelegten Bitte und der
angefiihrten Griinde, die der Genehmigung des Anliegens vorangeht,
hielt der Bischof u.a. fest: «[...] cum autem favente clementia altissimi
praedicta ecclesia Sanctae Margarethae in / fructibus et redditibus pro
nunc creverit maxime ex largitione dilecti in Christo Johannis Diirck
plebani in Wangen satis commode / dotata et provisa sit, ita ut pro-
prium sacerdotem et rectorem fovere et nutrire possit, [...]» (Urk.

661, in: Flieler, Teil II, 239f.).
Vgl. dazu: Oberholzer, 68 ., sowie insbesondere: Isele, Exposé, 8-13,
29,

"' Vgl. Lampert, Gutachten, 295; Oberholzer, 68-70; Vasella, 12; sowie
ausfithrlich: Gyr, 112-130, insbesondere 115. So darf eine Kirche
nicht vor der Dotation geweiht werden, und die Bischofe diirfen cin
Kirchename nicht eher errichten, als dessen Dotation gesichert ist (vgl.

Gyr, 115).
22 Vagella, 12.
” Vel. Gyr, 1151,

89
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auch fiir ihren Stiftungscharakter.” Ein eindeutiger Beweis
fiir die Tatsache, dass die Nuoler Kirche durch die folgen-
den Jahrhunderte als durch Stiftung entstandenes Rechts-
subjekt galt, ist ihre Erwerbs- und Vermogensfihigkeit,
also die Fihigkeit, Vergabungen, Schenkungen und Ver-
michtnisse anzunehmen.” Davon zeugen verschiedene
Dokumente im Pfarrarchiv Nuolen, so ein ab 1626 ange-
legtes Stiftungsbuch oder ein vom damaligen Pfarrer Paul
Henggeler erstelltes «Verzeichnis der Stifter und Gutthiter
der Pfarrkirche von Nuolen» aus dem Jahre 1830.%

Das Patronat der Nuoler Pfarrkirche blieb von 1482 an
fiir die folgenden rund vier Jahrhunderte durchgehend in
den Hinden des Landes Schwyz bzw. in denjenigen der
gemeinsamen Korporation der Ober- und Unterallmeind
in Schwyz als dessen diesbeziiglicher Rechtsnachfolgerin,”

% Das Beispiel Nuolen entsprichr der allgemeinen Aussage zur Entste-

hung der Kirchenstiftungen, dass neue kirchliche Einrichtungen —
und im speziellen Pfarrkirchen — aufgrund der geschilderten kanoni-
schen Vorschrift nur als Stiftung entstehen konnten und so zu selb-
stindigen, anstaltlich organisierten juristischen Personen wurden (vgl.

Lampert, 295 f.; Vasella, 12; Oberholzer, 69).

% Vgl. Vasella, 12; Lampert, Gutachten, 294. Die Rechtssubjekrivitit
bildet eine notwendige Voraussetzung fiir diese Fihigkeit, da ja «sol-
che Zufliisse nicht an einen Empfinger iibergehen kénnen, der nicht
rechtsfihig wire» (Lampert, Gutachten, 294).
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Vgl. dazu auch: Heim Johannes, Verzeichnis des Kirchen-Archivs der
Kirchgemeinde Nuolen. Chronologisch geordnet v. P. J. Heim
(Manuskript), Nuolen 1984, in: Pfarrarchiv Nuolen.

77 Vgl. Jorger, 287; Bote, 2. Ab wann die Korporation den Kirchensarz

ausiibte — ob bereits von 1482 an (so der Bote der Urschweiz, ebenda)
oder (logischer) erst seit der Inkraftsetzung der ersten Schwyzer Kan-
tonsverfassung von 1848 und der damit cinhergehenden Auflésung
des alten Landes Schwyz — ist anhand der vorliegenden Quellen nicht
zu beantworten; diese Frage ist allerdings hier auch nicht von vor-
dringlichem Interesse; Jorger macht dazu keine Angaben.

Der Rat in Schwyz iibte den Kirchensatz ohne Mitwirkung der Nuoler
Kirchgenossen aus; er war allerdings «gehalten [...], die in der March
wohnhaften Priester zuerst zu beriicksichtigen» (Hegner, 218; vgl.
Schweizer, 17). Nuolen blieb also von der vom Beginn des 16.
Jahrhunderts an cinsetzenden allgemeinen Entwicklung lange ausge-
nommen, im Zuge derer die Patronatsrechte vom Land Schwyz gross-
mehrheitlich auf die einzelnen Gemeinden (hier nicht im engen Sinn
als staatsrechtliche Korperschaften) iibergingen (vgl. Schweizer,
10-17, insbesondere 17).

% Mitteilung Ober- und Unterallmeind-Corporation.
9 Vegl. spiter aCIC can. 1469 § 1 2°,

100 Vel. Mitteilung Ober- und Unterallmeind-Corporation; Bestallungs-
brief Pfarrpfriinde Nuolen; sowie: Bote, 2; March-Anzeiger, 3f;

bis letztere im Frithjahr 1866 das «Kollaturrecht iiber die
Pfarrei Nuolen»”® per Kaufvertrag an die dortigen Kirchge-
nossen abtrat, um sich der ihr gemiss den kanonischen
Vorschriften iiber das «jus patronatus» zukommenden sub-
sididren Beitragspflicht an den Unterhalt von Kirche und
Pfriinde” zu entledigen und dadurch anstchenden Bei-
tragszahlungen an nétige Renovationsarbeiten an Pfarrkir-
che und Pfarrhaus Nuolen auszuweichen.'®

Mit dem Bestallungsbrief, den die Nuoler Kirchgenos-
sen danach Ende Juni 1866 fiir ihre — nach wie vor vakan-
te — Pfarrpfriinde ausstellten und in dem sie die Pflichten
und Einkiinfre des jeweiligen Benefiziars detailliert aufli-
steten,'?! bestitigten sie ausdriicklich das Bestehen der
Pfriinde. Dadurch liefert der Pfrundbrief schliesslich einen
dritten — indirekten — Beleg fiir den Stiftungscharakter der

Heim, 167; Schweizer, 65, 80. Schweizers Angaben, die sich lediglich
auf eine «Mirteilung des Gemeinderatsprisidenten» stiitzen, sind aller-
dings eher unprizise: Er nennt als vormalige Rechtstrigerin die Kan-
tonsregierung (Schweizer, 65).

Nach dem Tod des vormaligen Pfarrers Paul Henggeler 1864 gelangte
das Dekanat des Kapitels Ziirich-March (die March ging 1824 zum
Bistum Chur iiber) an die Korporationsverwaltung, erinnerte sie «an
die Ausiibung ihres Kollaturrechtes» und machte sie darauf aufmerk-
sam, dass fiir die Neubesetzung der Pfarrstelle «unter allen Umstinden
eine Pfrundverbesserung und Renovation des Pfrundhauses» notwen-
dig waren (Bote, 2). Die Korporationsverwaltung genchmigte nach
lingeren Abklirungen am 27. September 1865 — unter Vorbehalt der
Ratifikation durch die «Corporations-Gemeinde», wie sie der «Kirch-
gemeinde Nuolen» am 28. Mirz 1866 mitteilte — einen «Vertrag be-
ziiglich den Loskauf des Kollaturrechtes iiber die Pfarrei Nuolen» mit
der «Kirchgemeinde Nuolen» iiber den Verzicht der Korporation auf
die Ausiibung der Kollatur und auf alle zugehdrigen Rechte (und de-
ren Ubertragung auf die «Kirchgemeinde Nuolen») sowie ihre Befrei-
ung von allen zugehorigen Pflichten und Lasten; gleichzeitig schob sie
den Entscheid iiber das Ansuchen Nuolens «um einen Beitrag an die
dortige Pfarrkirche u. das Pfarrhaus u. zur Aeuffnung [sic] des Kir-
chen- u. Schulfondes» bis nach der endgiiltigen Ratifizierung des Ver-
trags auf (Mitteilung Ober- und Unterallmeind-Corporation). Kurz
nach dieser Mitteilung (am 29. Juni 1866) verfasste «die katholische
Pfarrgemeinde Nuolen in Ausiibung ihres Collaturrechtes und unter
Vorbehalt der hohen bischéflichen Genehmigung» einen Bestallungs-
brief «beziiglich der vakanten Pfarrpfriinde» (Bestallungsbrief Pfarr-
pfriinde Nuolen). Daraus ist zu schliessen, dass der Vertrag iiber die
Ubertragung des Patronatsrechts tatsichlich zur Ausfithrung gelangte.
Schliesslich ist zu den beiden hier zitierten Quellen eine begriffliche
Prizisierung anzubringen: Mit dem Begriff «Kirchgemeinde» meinte
die Korporationsverwaltung — gemiiss einer explizit im Vertrag ange-
fiihrten Prizisierung — «die in Nuolen jeweilen kirchgendssigen Katho-
liken», also die dortigen Kirchgenossen, nicht etwa die Kirchgemeinde
als staatskirchenrechtliche Korperschaft (die ja im Schwyzer Recht erst
1898 eingefithre wurde); vgl. auch: Lampert, Gutachten, 301.

101 Vgl. Bestallungsbrief Pfarrpfriinde Nuolen; siche dazu niher Fn. 100.
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Nuoler Pfarrkirche, gibt es doch keinen ersichtlichen
Grund, weshalb die beiden Stiftungen — die mit der
Dotierung der Kirche 1487 entstandene Pfarrkirchen- und
die zur Kirche gehorige Pfarrpfrundsuftun§ deren rechts-
personliches Bestehen seit 1362 belegt ist'’* — nicht hitten
gleich behandelt werden sollen, d. h weshalb die Pfarr-
pfrundstiftung nach wie vor bestehen sollte, die Pfarrkir-
chenstiftung jedoch nicht mehr.

Schliesslich geben die beiden zur Ubertragung des
Patronats der Nuoler Pfarrpfriinde von der Ober- und
Unterallmeindkorporation Schwyz auf die Nuoler Kirch-
genossen zitierten Dokumente — der Vertrag und der Be-
stallungsbrief — auch einen Hinweis auf die Natur dieses
Patronats, d.h. zur Beantwortung der Frage, ob es dingli-
chen oder persénlichen Charakter aufweist: Daraus, dass
das Patronatsrecht bei diesem Ubergang nicht mit einem
dinglichen Eigentumsrecht verkniipft war, sondern als rei-
nes immaterielles Recht an die Nuoler Kirchgenossen ab-
getreten wurde, ist zu schliessen, dass das Patronat persén-
lichen, nicht dinglichen Charakter hat.'”

Diese abschliessende Feststellung ist hier insofern von
Interesse, als im Fall eines personlichen Patronats die Ver-
mutung besteht, «das Patronatsvermdgen gehore einer
kirchlichen iuristischen [sic] Person, sei also Kirchenver-
mogen im eigentlichen Sinn [...]»,'" wohingegen von
einem dmgllchen Patronat — bei dem der Pfrundstiftung
lediglich ein obligatorisches Nutzungsrecht zum Unterhalt
des zugehorigen Kirchenamts gegeniiber dem Eigentiimer,
nicht aber das Eigentumsrecht zukommt — der Riick-
schluss gezogen werden konnte, das Pfrundvermégen und,
in Analogie dazu, die betreffende Kirche stiinden nicht im
Stiftungseigentum, sondern in demjenigen der betreffen-
den Kirchgemeinde. Durch den Ausschluss des dinglichen
Patronatscharakters ist auch ein solcher Riickschluss auszu-
schliessen. Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass der
Stiftungscharakter der Nuoler Pfarrkirche unzweifelhaft
belegt ist und somit der Eintrag derselben im Grundbuch
auf den Namen der Pfarrkirchenstiftung korrekt ist, letzte-
re also unbestritten Eigentumssubjekt der Pfarrkirche ist.

II1. Befund und Fazit

Wie die Ausfithrungen zur Uberpr'ufung des Grundbuch-
eintrags der Nuoler Pfarrkirche auf den Namen der Pfarr-
kirchenstiftung der katholischen Kirchgemeinde Nuolen
im zweiten Teil der Untersuchung zeigen, weist die Pfarr-
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kirche in Nuolen unzweifelhaft Stiftungscharakter auf.
Dieser griindet in der mit der Abkurung Nuolens von der
Pfarrei Wangen einhergehenden, durch den Konstanzer
Bischof bestitigten Dotation und Verselbstindigung der
Kirche im Jahr 1487; er ist in den folgenden Jahrhunder-
ten weiter abzulesen aus der Erwerbs- und Vermdgensfi-
higkeit der Kirche, welche durch die im Pfarrarchiv Nuo-
len lagernden Aufzeichnungen von Schenkungen und Ver-
gabungen an dieselbe belegt ist; schliesslich zeigen der
Ubergang des mit der Nuoler Pfarrpfriinde verknupften
Patronats von der Ober- und Unterallmeindkorporation in
Schwyz an die Nuoler Kirchgenossen und der danach von
letzteren erstellte Bestallungsbrief der Pfarrpfriinde 1866,
dass das Bestehen der Pfarrpfrundstiftung auch damals
weiterhin als gegeben vorausgesetzt wurde, was indireke
den Stiftungscharakter der Pfarrkirche ein weiteres Mal
bestitigt. 105

Nachdem schliesslich der dingliche Charakter des mit
der Nuoler Pfarrpfriinde verkniipften Patronats ausge-

102 Vol. Flieler, Teil I, 39-41, Urk. 182: Bestitigung des Verkaufs des
Nuoler «kilchensatzes» durch das Damenstift Schinis durch den
Konstanzer Bischof 1362 (siche Fn. 77). Durch die explizite Nennung
des Kirchensatzes belegt die bischofliche Bestitigung ja auch dessen
Existenz.
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Darauf weist auch bereits der Zeitpunke der Abkurung der Pfarrei
Nuolen von derjenigen von Wangen hin (1487; siche dazu weiter
oben), da allgemein «an Benefizien, die vor Innozenz IV. geschaffen
wurden, ein dingliches Patronatsrecht besteht, an den spitern [wor-
unter auch dasjenige in Nuolen fillc] aber ein personliches» (Isele,
Exposé, 14). Aus letzterem ist umgekehrt allgemein zu schliessen —
ohne hier auf die ratsichliche Rechtserheblichkeit der von Isele mit
dieser Aussage vorgenommenen chronologischen Bedingtheit der Natur
des Patronats einzugehen —, dass ein solches «spiteres» Patronat als
persdnlich zu gelten hat, solange nicht unzweifelhaft ein dinglicher
Charakeer nachgewiesen werden kann. Schliesslich stellt auch Schwei-
zer — der vorerst vom Umstand, dass die Patronate der Kirchen in der
March, im speziellen auch derjenigen in Nuolen, noch bis ins 14., teils
15. Jahrhundert im allgemeinen den Grundherren gehérten und zu-
sammen mit den Giitern verkauft wurden, ebenfalls auf die
Dinglichkeit dieser Patronate schliesst (vgl. Schweizer, 55) — fest, dass
auch urspriinglich dingliche Patronate diesen Charakter verloren,
«eitdem die Urkantone diese Rechte erwarben, ohne dass ausdriick-
lich Abtrennungen der Grundstiicke von den Patronatsrechten erfolg-
ten.» (Schweizer, 57).

104

Isele, Exposé, 14; siehe Teil I, Kapitel 1.1 zum Begriff des
Kirchenvermégens.

195 Die Situation in Nuolen entspricht somit auch dem weiter oben zitier-

ten Befund Lamperts, dass das Ortskirchengut im Kanton Schwyz im
allgemeinen Stiftungscharakreer aufweist (siche Teil I, Kapitel 2).



schlossen werden muss, ist eindeutig klar, dass das recht-
mdssige Eigentumssubjeke der Pfarrkirche in Nuolen die
dortige Pfarrkirchenstiftung ist, der entsprechende Grund-
bucheintrag mithin zutrifft. Die Pfarrkirche gehért somit
gemiss den im ersten Teil der Arbeit beschriebenen Krite-
rien eindeutig zum Kirchengut.

Nach der allgemeinen Antwort auf die Frage nach dem
Eigentumssubjekt einer Pfarrkirche im ersten Teil der
Untersuchung, wonach eine solche im Kanton Schwyz im
allgemeinen korrekterweise im Eigentum der Pfarrkirchen-
stiftung steht, ergibt also auch die fiir die Beantwortung
dieser Frage im konkreten Einzelfall entscheidende Ermitt-
lung des Eigentumstitels fiir die Nuoler Pfarrkirche das-
selbe Resultat. Das historisch begriindete Eigentum der
Nuoler Pfarrkirchenstiftung an der dortigen Pfarrkirche
entspricht den einschligigen Rechtsnormen, sowohl den-
jenigen des Kirchenrechts — und damit auch der von die-
sem in der Frage des Eigentums am Kirchenvermégen zu-
grunde gelegten Institutentheorie — als auch denjenigen
des staatlichen — schweizerischen und kantonalen schwyze-
rischen — Rechts.

Abkiirzungsverzeichnis

ABI Amutsblatt des Kantons Schwyz

Abs. Absatz

AfkKR Archiv fiir katholisches Kirchenrecht

Art. Artikel

Aufl. Auflage

Bd. Band

Bl Blatt

BV Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 29. Mai 1874 (SR 101)

bzw. beziehungsweise

can. Canon des Codex Iuris Canonici

CIC/aCIC geltender Codex Iuris Canonici von 1983 /
alter Codex Iuris Canonici von 1917

d.h. das heisst

Diss. Dissertation

EG Einfiihrungsgesetz

eidg. eidgendssisch

evtl. eventuell

f./ft. und folgende Seite(n)

Fn. Fussnote

FV Freiburger Veréffentdichungen aus dem Ge-

biete von Kirche und Staat

GB Grundbuch

GBV Verordnung des Bundesrates betreffend das
Grundbuch vom 22. Februar 1910, gedndert
am 23. November 1994 (SR 211.432.1)

GS Schwyzer Gesetzsammlung
Hrsg./hrsg. Herausgeber / herausgegeben
Je. Jahrgang

kant. kantonal

KV Schwyzer Kantonsverfassung

m.a. W. mit andern Worten

m.E. meines Erachtens

MHVS Mitteilungen des Historischen Vereins des
Kantons Schwyz

Nr./Nrn.  Nummer/Nummern

0.4. oder dhnlich

RRB Regierungsratsbeschluss

SKZ Schweizerische Kirchenzeitung

STASZ  Staatsarchiv Schwyz

SZ (Kanton) Schwyz

u.a. unter anderem / unter anderen

Urk. Urkunde

v.a. vor allem

vgl. vergleiche

z.B. zum Beispiel

ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom

10. Dezember 1907 (SR 210)
Zit. zitiert

ZSR Zeitschrift fiir Schweizerisches Recht

Quellenverzeichnis

1. Geltende Rechtsquellen

1.1. Allgemeine Quellen

CIC
Codex Iuris Canonici auctoritate Ioannis Pauli PP 1I
promulgatus — Codex des kanonischen Rechtes. Latei-
nisch-deutsche Ausgabe, 4. Aufl., Kevelaer 1994.

GBV
Verordnung des Bundesrates betreffend das Grundbuch
vom 22. Februar 1910 (SR 211.432.1), gedndert durch
die Verordnung betreffend das Grundbuch, Anderung
vom 23. November 1994, in: AS 1995, 14-30.
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KV 1992
Verfassung des eidgendssischen Standes Schwyz vom
23. Oktober 1898, Fassung vom 25. Mirz 1992; zit.
anhand: Verfassungsinderung betreffend die Neuord-
nung des Verhiltisses von Kirchen und Staat vom
25. Mirz 1992. Vorlage zur kantonalen Volksabstim-
mung vom 27. September 1992, in: ABI 1992, 1023 ff.
(noch nicht publiziert in der GS).

7ZGB
Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907
(SR 210).

1.2. Einzelquellen

Auszug aus dem eidgendssischen Grundbuch der Gemein-
de Wangen, ausgestellt vom Grundbuchamt March am
29. Dezember 1998: Blatt 360 (Kirche, Nuolen) und Blatt
361 (Pfarrhaus, Nuolen). (zit.: Eidg. GB Wangen, Bl. 360
bzw. Bl. 361)

2. Historische Quellen

2.1. Gedruckte Quellen

2.1.1. Allgemeine Rechtsquellen

aCIC
Codex Iuris Canonici Pii X Pontificis Maximi iussu
digestus Benedicti Papae XV auctoritate promulgatus,
Vatican 1965.

KV 1898
Verfassung des eidgendssischen Standes Schwyz vom
23. Oktober 1898, Fassung vom nimlichen Datum, in:
Reichlin Paul, Schwyzer Rechtsbuch, Einsiedeln 1937,
Nr. 1.

KV 1969
Verfassung des eidgendssischen Standes Schwyz vom
23. Oktober 1898, Fassung vom 29. Oktober 1969 (GS
Nr. 1).

2.1.2. Einzelquellen

Schwyz. Verhandlungen der gemeinsamen Verwaltung
vom 26. April, in: Bote der Urschweiz, 7. Jg., Nr. 38,
13. Mai 1865, 1 f. (zit.: Bote).

Fliieler Norbert, Urkunden im Staatsarchiv Schwyz iiber
den Kirchensatz zu Nuolen, in: MHVS 30 (1921),
39-59 (zit.: Fliieler, Teil I, Seitenzahl: Urk. Nr., euvtl.
Beschreibunyg).
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Fliieler Norbert, Urkunden im Staatsarchiv Schwyz iiber
den Kirchensatz zu Nuolen, in: MHVS 34 (19206),
225-242 (zit.: Fliieler, Teil II, Seitenzahl: Urk. Nr., evtl.
Beschreibung).

Auszug aus dem kantonalen Grundbuch der Gemeinde
Wangen, zur Verfiigung gestellt vom Grundbuchamt
March am 29. Dezember 1998: Blatt Nr. 415 (Kirche
Nuolen und Friedhof) und Blatt Nr. 416 (Pfarrei
Nuolen, Pfarrhaus und Garten) (zit.: Kant. GB Wangen,
Bl Nr. 415 bzw. Bl Nr. 416).

Eidgenossenschaft. Schwyz. Verhandlung der gemeinsa-
men Verwaltung iiber die Wiederbesetzung der Pfarr-
pfriinde in Nuolen vom 26. April, in: March-Anzeiger,
6. Jg., Nr. 20, 20. Mai 1865, 3 f. (zit.: March-Anzeiger).

2.2. Ungedruckte Quellen

Schreiben der Verwaltung der gemeinsamen Corporation
der Ober- & Unterallmeind in Schwyz an die Kirchge-
meinde Nuolen vom 28. Mirz 1866. Auszug aus dem
Verhandlungs-Protokoll vom 27. September 1865, in:
Pfarrarchiv Nuolen (ziz.: Mitteilung Ober- und Unterall-
meind-Corporation,).

Pfarrpfrund-Bestallungsbrief der Pfarrgemeinde Nuolen
vom 29. Juni 1866, in: Pfarrarchiv Nuolen (zit.: Bestal-
lungsbrief Plarrpfriinde Nuolen).

Literaturverzeichnis

Appert Karl, Die Volksbeschliisse in den Gemeinden des
Kantons Schwyz. Gesammelte Praxis der Gemeindever-
sammlung bei offener und geheimer Abstimmung,
Diss. Freiburg, Schwyz 1965.

Carlen Louis, Das Verhiltnis von Staat und Kirche in der
Schweiz, in: Handbuch des katholischen Kirchenrechts,
hrsg. von Joseph Listl / Hubert Miiller / Heribert
Schmitz, Regensburg 1983, 1097-1109.

Cavelti Urs Josef, Das Schweizerische Staatskirchenrecht
und das neue kirchliche Vermogensrecht, in: Amherd
Moritz / Carlen Louis (Hrsg.), Das neue Kirchenrecht.
Seine Einfiihrung in der Schweiz. Vortrige an einer
Tagung der Universitit Fribourg, Ziirich 1984,
124-162 (zit.. Cavelti, Neues Vermagensrecht).

Caveldi Urs Josef, Die 6ffentlich-rechtlichen Religionsge-
meinschaften im schweizerischen Staatskirchenrecht,
Diss. Freiburg 1954 (FV 8) (zit.: Cavelti, Religionsge-
meinschaften,).



Furrer Josef, Die rechtliche Stellung der katholischen Kir-
che im Kanton Schwyz, in: SKZ 123 (1955), 569 f.
Gyr Hans, Die Pfarreiteilung nach kirchlichem und staat-

lichem Rechte, Einsiedeln 1916.

Hegner Regula, Geschichte der March unter schwyzeri-
scher Oberhoheit, in: MHVS 50 (1953), 3-238.

Heim Johannes, Nuolen, in: Ders., Kleine Geschichte der
March, Bd. 1, 156-168.

Isele Eugen, Das Schweizerische Staatskirchenrecht und der
Entwurf zu einem neuen Codex luris Canonici. Exposé
von Eugen Isele, Freiburg (Manuskript), Freiburg 1981
(zit.: Isele, Exposé).

Isele Eugen, Die Ortskirche. Der Dualismus von Pfarrei
und Kirchgemeinde, in: SKZ 125 (1957), 229 f., 242 f.
(zit.: [sele, Ortskirche).

Isele Eugen, Vom Recht unserer Pfarrkirchen, in: SKZ 128
(1960), 133-135 (zit.: Isele, Pfarrkirchen,).

Jorger Albert, Nuolen, in: Die Kunstdenkmiler der Schweiz,
hrsg. von der Gesellschaft fiir Schweizerische Kunstge-
schichte, Bd. 82: Die Kunstdenkmiler des Kantons
Schwyz. Der Bezirk March, 2. Ausgabe, Basel 1989,
286-304.

Kraus Dieter, Schweizerisches Staatskirchenrecht. Hauptli-
nien des Verhiltnisses von Staat und Kirche auf eidge-
nossischer und kantonaler Ebene, Diss. Tiibingen 1993.

Lampert Ulrich, Die kirchlichen Stiftungen, Anstalten und
Kérperschaften nach schweizerischem Recht, Ziirich
1912 (zit.: Lampert, Kirchliche Stiftungen).

Lampert Ulrich, Rechtsgutachten betreffend die Eintragung
der Kirchengiiter in die Grundbiicher der schwyzeri-
schen Gemeinden, in: AfkKR 94 (1914), 292-304 (zit.:
Lampert, Gutachten).

Leisching Peter, Kirche und Staat in der Schweiz, in:
Staatslexikon. Recht — Wirtschaft — Gesellschaft, hrsg.
von der Gorres-Gesellschaft, Bd. 3, 7. Aufl., Freiburg
1.Br. 1987, 505-508.

Lenz Paul, Die diézesan- und ortskirchlichen juristischen
Personen des kanonischen Rechts im privaten und
offentlichen Recht der Schweiz, Diss. Freiburg 1949.

Noser Hans Beat, Pfarrei und Kirchgemeinde. Studie zu
ihrem rechtlichen Begriff und grundsitzlichen Verhilt-
nis, Freiburg 1957 (FV 13).

Niischeler Arnold, Nuolen. St. Margaretha, in: Die Got-
teshiduser der Schweiz. Historisch-antiquarische For-
schungen, Bd. 1: Bistum Chur, Ziirich 1864, 504 f.

Oberholzer Paul, Die Rechtsverhiltnisse an den katholi-
schen Kultusgebiuden mit besonderer Riicksicht auf die
Schweiz, Diss. Freiburg, Uznach 1927.

Reichlin Kurt, Kirche und Staat im Kanton Schwyz, Diss.
Freiburg, Chur 1958.

Schweizer Eduard, Das Gemeindepatronatsrecht in den
Urkantonen, in: ZSR 46 (1905), Basel, 1-80.

Tuor Peter / Schnyder Bernhard / Schmid Jorg, Das
Schweizerische Zivilgesetzbuch, 11. Aufl., Ziirich 1995.

Vasella Hans, Die Grundbucheintragung der kirchlichen
Giiter, Freiburg 1938 (FV 4).

257






	Die Eigentumsverhältnisse an der katholischen Pfarrkirche in Nuolen : exemplarische Fallstudie zur Frage des Eigentums am Kirchenvermögen

